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Kurzfassung 
Im Landkreis Wesermarsch sind nur noch wenige freie Gewerbeflä-

chen in kommunalem Eigentum vorhanden, die kurzfristig für bran-

chenungebundene Ansiedlungen zur Verfügung stehen. Aus diesem 

Grund beabsichtigt der Landkreis Wesermarsch ein etwa 138 ha gro-

ßes Areal im Kreuzungsbereich der B212/B437 mit der zukünftigen 

Küstenautobahn A20, welches als Vorbehaltsgebiet für industrielle 

Anlagen und Gewerbe im Regionalen Raumordnungsprogramm fest-

gesetzt ist, als nachhaltig konzipiertes, interkommunales Gewerbe-

gebiet unter der Beteiligung möglichst vieler kreisangehöriger Städte 

und Gemeinden zu entwickeln.  

Die vorliegende Potenzialanalyse sieht dringenden Bedarf für das 

neue Gewerbegebiet und schlägt eine abschnittsweise Entwicklung 

über eine Eigengesellschaft mit möglichst vielen Wesermarsch -Kom-

munen als Gesellschaftern vor. Zudem sollte n die Nachhaltigkeit der 

Konzeption und der Umsetzung des Gewerbegebiets durch eine un-

abhängige Stelle, wie die Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges 

Bauen, zertifiziert werden. Der erste, ca. 36 ha große Bauabschnitt 

sollte sowohl auf den regionalen Grundbedarf als auch auf zukünf-

tige Ansiedlungsoptionen im Zusammenhang mit dem geplanten 

Energiedrehkreuz Wesermarsch und der zukünftigen Küstenautobahn 

A20 zugeschnitten werden.   
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1 Hintergrund, Veranlassung und Aufgabenstellung 

Im Jahr 2011 hat der Landkreis Wesermarsch eine Konzeption für die zukünftige Gewerbeflä-

chenentwicklung und -vermarktung von der regecon Gesellschaft für regionalwirtschaftliche For-

schung und Beratung erarbeiten lassen, in der ein umfangreiches und ausdifferenziertes Gewer-

befl ächenangebot dargestellt werden konnte. 1 Weiterhin konnten gute Entwicklungsperspektiven 

für zusätzliche Gewerbeflächengebote an ausgewählten Stellen, vor allem im Zusammenhang 

mit dem geplanten Bau der Küstenautobahn A20 von Westerstede über den Wesertunnel zwi-

schen Stotel und Sandstedt bis zur Elbquerung bei Drochtersen identifiziert werden. Obwohl seit-

dem weitere  Gewerbeflächen entwickelt wurden, ist durch den kontinuierlichen Verkauf von Ge-

werbegrundstücken das Flächenangebot in den bestehenden Gewerbegebieten bis zum Jahr 2023 

deutlich zurückgegangen. Die Ausdifferenziertheit des Flächenangebots und der Eigentumsver-

hältnisse als Folge der speziellen Infrastrukturen im Umfeld der Seehäfen im Landkreis Weser-

marsch und der Industrieansiedlungen in vielen Kommunen entlang der Weser haben mittlerweile 

zu erheblichen Flächenengpässen im Segment der allgemein verfügbaren Gewerbeflächen für un-

terschiedliche Nutzungen aus der gewerblichen Wirtschaf t und verschiedenen Dienstleistungsbe-

reichen im Norden des Landkreises Wesermarsch geführt.  Dort hatte bereits die Konzeption zur 

Gewerbeflächenentwicklung aus dem 2011, basierend auf den seit vielen Jahren bestehenden 

Planungen für die Küstenautobahn, die Vorbereitung der großflächigen Erweiterung des dortigen 

Gewerbegebiets Am Wesertunnel im Kreuzungsbereich der zukünftigen A20 mit der B212/B437 

angeregt. Trotz erheblicher Verzögerungen bei Planung und Bau der Küstenautobahn A20 hat der 

Landkreis Wesermarsch 2020 in diesem Bereich vier Teilflächen mit einer Bruttofläche von insge-

samt 138 ha in das Regionale Raumordnungsprogramm2 aufgenommen (siehe Abb. 1). 

Gegenwärtig ergeben sich aus verschiedenen Projekten im Zusammenhang mit der Energietrans-

formation in Deutschland wichtige  Impulse für die deutschen Küstenregionen und insbesondere 

auch für  den Landkreis Wesermarsch. Besondere Potenziale resultieren aus dem 380 KV-Netzan-

schluss am Standort des abgeschalteten Kernkraftwerks Unterweser , das der oben genannten 

Fläche entlang der zukünftigen Küstenautobahn  unmittelbar benachbart ist . Dort wird voraus-

sichtlich ab 2029 der aus Windkraft erzeugte grüne Strom der Offshore -Windparks aus der südli-

chen Nordsee angelandet und über die dort beginnenden Höchstspannungsleitungen in das Ener-

gienetz eingespeist. Für eine regionale Wertschöpfung ergeben sich daraus vielversprechende 

Ansatzpunkte, beispielsweise durch die Ansiedlung eines Elektrolyseurs zur Produktion von grü-

nem Wasserstoff im Umfeld des ehemaligen Kraftwerkes. Die Wasserstoffproduktion eröffnet 

wiederum Chancen zur Ansiedlung weiterer nachgelagerter Nutzungen in unmi ttelbarer Nachbar-

schaft.  

Vor diesem Hintergrund haben der Landkreis Wesermarsch, die Stadt Nordenham und die Ge-

meinde Stadland Planungen für die Entwicklung de s im Regionalen Raumordnungsprogramm 2019 

 
1  Ramms, Thilo: Konzeption für die Gewerbeflächenentwicklung und -vermarktung im Landkreis Wesermarsch; 

regecon-Gutachten im Auftrag des Landkreises Wesermarsch und der Wirtschaftsförderung Wesermarsch GmbH, 
Tostedt 2011 

2  Landkreis Wesermarsch: Regionales Raumordnungsprogramm 2019 für den Landkreis Wesermarsch - Begrün-
dung, Brake 2019 
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dargestellten ăVorbehaltsgebiet s für industrie lle Anlagen und Gewerbeò eingeleitet. Hierbei gibt 

es Vorüberlegungen, sowohl bei der Planung und Entwicklung als auch während des Betriebs des 

geplanten Gewerbegebiets ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeitskriterien zu be-

rücksichtigen. Nicht nur die Planung und die Erschießung müssten somit unter Nachhaltigkeitsge-

sichtspunkte erfolgen. Auch die sich ansiedelnden Unternehmen müssten diese bei der Bebauung 

der Grundstücke und in der Unternehmensführ ung beachten.  

Abb. 1  Lage der Vorbehaltsgebiete für das  geplanten interkommunalen Gewerbegebiet  

 

Quelle: Ausschreibungsunterlagen 

Dieses Vorbehaltsgebiet , welches den Ausgangspunkt der Planungen bilden, lieg t  sowohl auf dem 

Gebiet der Stadt Nordenham als auch in der Gemeinde Stadland. Eine Realisierung des Vorha-

bens als interkommunales Gewerbegebiet ist daher eine naheliegende Option und wird von den 

beiden Kommunen in Erwägung gezogen. Die Größe des Vorbehaltsgebiets lässt mit ca. 138 ha 

zudem eine über die Belegenheitskommunen hinausgehende regionale Bedeutung des Gewerbe-

gebietes erkennen. Die Belegenheitskommunen Nordenham und Stadland haben deshalb im Juli 

2020 beschlossen, bei Interesse eine Beteiligung einzelner oder aller weiteren sieben Kommunen 

im Landkreis Wesermarsch zu ermöglichen.  

Die Wirtschaftsförderung Wesermarsch GmbH wurde damit beauftragt, ein entsprechendes Vo-

tum einzuholen. Die Stadt Brake sowie die Gemeinden Butjadingen, Ovelgönne und Lemwerder  

haben ein grundsätzliches Interesse an einer Beteiligung signalisiert. Um eine qualifizierte 

Grundlage für die endgültige Entscheidung über eine Beteiligung zu erhalten, haben die beteilig-

ten Kommunen im November 2022 beschlossen, das Vorhaben durch die Wirtschaftsförderung 

Wesermarsch GmbH auf seine Machbarkeit hin überprüfen und die Ergebnisse im Rahmen einer 

Potenzialanalyse dokumentieren zu lassen. Seitdem werden die Planungen für das Vorhaben un-

ter dem Arbeitstitel ănachhaltiges interkommunale Gewerbegebiet im Landkreis Wesermarsch 

(niG)ò vorangetrieben.  
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Die zentralen Fragestellungen der Potenzialanalyse sind: 

ü Gibt es einen Bedarf für zusätzliche Gewerbeflächen im nördlichen Landkreis Wesermarsch? 

Wenn ja, in welchem Umfang? 

ü Ist die Entwicklung eines Gewerbegebietes im Umfeld des zukünftigen Kreuzungsbereichs 

der Küstenautobahn A20 mit den Bundesstraße B212 / B437 im Rahmen der raumordneri-

schen Vorgaben möglich? Kommen für die Entwicklung auch andere als die bereits als Vorbe-

haltsgebiet festgesetzten Flächen im weiteren Umfeld des Wesertunnels für die Gewerbeflä-

chenentwicklung in Betracht?  

ü Welche Ziel - /bzw. Nachfragegruppen benötigen zusätzliche Gewerbeflächenangebote? Wie 

sind neue Flächenangebote für diese Zielgruppen zu gestalten? 

ü Ist eine Entwicklung  der Flächen als interkommunales Gewerbegebiet möglich und sinnvoll? 

Welche Organisationsformen bietet sich zur Realisierung eines interkommunalen Gewerbege-

biets an? Welche Nutzeneffekte  ergeben sich für die Kommunen aus einer Beteiligung an 

dem interkommunalen Gewerbegebiet? 

ü Wie ist das Gewerbegebiet in ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht zu gestalten 

und zu betreiben, damit es als nachhaltiges Gewerbegebiet bezeichnet und zertifiziert wer-

den kann? Welche Vor- und Nachteile ergeben sich daraus? Ist eine Realisierung des Vorha-

bens als nachhaltiges Gewerbegebiet zu empfehlen? 

ü Handelt es sich bei dem Vorhaben um ein betriebswirtschaftlich und regionalwirtschaft-

lich/fiskalisch rentables Projekt?  

ü Ist eine Realisierung des geplanten Gewerbegebiets anzuraten? Wenn ja, in welcher Größe 

und Lage sowie in welcher zeitlichen Abfolge und organisatorischen Form sollte die Umset-

zung erfolgen?  

Aufgrund der Komplexität der gewünschten Potenzialanalyse mit  Standortentwicklungskonzept 

hat die Wirtschaftsförderung Wesermarsch GmbH diese Untersuchung öffentlich ausgeschrieben. 

Sie wurde in der Folge an die Arbeitsgemeinschaft  von regecon, Diekmann Mosebach & Partner, 

Northern Institute of Thinking und Kommunalberatung Wilfried Seyer vergeben.  

Die Bearbeitung der genannten Fragestellungen erfolgte  von der Arbeitsgemeinschaft  unter Be-

rücksichtigung aktueller bzw. stets aktualisierter  Erkenntnisse, Vorgaben und Wünsche, die sich 

aus der Einbeziehung externer  Fachleute, einem Beteiligungsworkshop sowie regelmäßigen Ab-

stimmungsgesprächen mit dem Auftraggeber - der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Weser-

marsch GmbH - ergeben haben. Der Untersuchungsverlauf wurde entsprechend modifiziert und 

die Untersuchungsschwerpunkte entsprechend erweitert.  

Der vorliegende Abschlussbericht dokumentiert die Ergebnisse der Untersuchungen. Er nimmt  in 

Kapitel 2 zunächst wichtige Begriffsbestimmungen  vor, um in Kapitel 3 eine Bedarfsanalyse für 

zusätzliche Gewerbeflächen im Norden des Landkreises Wesermarsch durchzuführen. Dazu er-

folgt  eine Beschreibung des Vorhabens, der planungsrechtlichen und wirtschaftlichen Situation 

im Untersuchungsraum sowie der (externen) Entwicklungsimpulse, die für das Vorhaben von Re-

levanz sind. In Kapitel 4 werden anhand einer Untersuchung potenzieller Zielgruppen und deren 
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eventueller Flächenbedarfe Gestaltungsoptionen für das nachhaltige, interkommunale Gewerbe-

gebiet erörtert. Auf Basis der vorhergehenden Analysen wird in Kapitel 5 die Umsetzbarkeit des 

Vorhabens diskutiert und eine Empfehlung abgegeben. Das Standortentwick lungskonzept in Kapi-

tel 6 vertieft die Vorschläge zur Umsetzung des Projektes in gestalterischer, planerischer und 

organisatorischer Sicht. Kapitel 7 widmet sich den finanzwirtschaftlichen und regionalwirtschaft-

lichen Auswirkungen des Projektes. In Kapitel  8 wird anschließend eine mögliche Erweiterung 

des Suchraums für das nachhaltige interkommunale Gewerbegebiet diskutiert, bevor in Kapitel 9 

ein abschließendes Fazit gezogen wird.3    

 

 

 
3  Die in den Kapiteln beschriebenen Untersuchungsschritte bauen aufeinander auf. Um angesichts des Umfangs der 

Studie die Lesbarkeit der einzelnen Kapitel und Nachvollziehbarkeit der dortigen Ausführungen zu gewährleisten, 
werden zentrale Ergebnisse der vorangegangenen Untersuchungsschritte, die die Grundlage für die jeweiligen Un-
tersuchungen in den aktuellen Kapiteln darstellen, erneut aufgeführt. Wiederholungen von Textteilen sind somit 
gewollt und unvermeidbar. 



            

Seite 11 

2 Definitionen und Abgrenzungen 

2.1 Interkommunale Gewerbegebiete 

2.1.1 Interkommunale Gewerbegebiete ï ein Überblick 

Interkommunale Gewerbegebiete sind ein Instrument der Zusammenarbeit mehrerer  kommuna-

ler Akteure, also Gemeinden und Gemeindeverbünde wie Samtgemeinden oder Landkreise, in ei-

nem gemeinsamen regionalen Umfeld. Interkommunale Gewerbegebiete begründen sich durch 

die gemeinsame Planung, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbegebieten. Vielfach erstre-

cken sie sich über das Gebiet benachbarter Verwaltungseinheiten hinweg . Es kommen jedoch zu-

nehmend auch Beteiligungen territorial nicht betroffener Kommunen an eine m interkommunalen 

Gewerbegebiet vor.  Wesentliches Ziel ist es, die wirtschaftliche Entwicklung und Standortattrak-

tivität der beteiligten Kommunen und der gesamten Regionen zu stärken sowie gleichzeitig den 

Flächenverbrauch und den innerregionalen Standortwettbewerb zu begrenzen. 4 

Nachdem eine kommunale Zusammenarbeit unter anderem  in den Bereichen Trinkwasserversor-

gung oder Abfall entsorgung bereits mehrere Jahrzehnte etabliert war, haben verschiedene As-

pekte ab den 1980er Jahren zu einer Ausweitung der Themenbereiche einer interkommunalen 

Kooperation auf d ie Gewerbeflächenentwicklung  beigetragen. Hervorzuhebende Gründe sind 

hierbei neben  anderen:5 

ü Der zunehmende Flächenbedarf für Gewerbeansiedlungen durch die Reorganisation von Pro-

duktionsprozessen und die Beschäftigungssuburbanisierung6 

ü Die reduzierte Verfügbarkeit geeigneter Flächen  durch einen kontinuierlich steigenden Flä-

chenverbrauch einerseits und einen zunehmend sensibleren Umgang von Bevölkerung und 

Politik mit der knappen Ressource Fläche als Folge der in den 1970er Jahren aufkommenden 

Umweltbewegung andererseits 

ü Steigende Ansprüche von Unternehmen an Lage, Größe, Infrastruktur und schneller Verfüg-

barkeit eines Gewerbegebiets im Zuge eines intensiveren Standortwettbewerbs durch de n 

europäischen Einigungsprozess, insb. die Osterweiterung der EU, und die Globalisierung. An 

die Stelle der innerregionale n Konkurrenz von Städten und Gemeinden tritt  zunehmend ein 

Wettbewerb der Regionen 

 
4  Vgl. hierzu bspw.: Kahnert, Rainer und Katrin Rudowsky: Interkommunale Gewerbegebiete - Eine Dokumentation 

von Fallbeispielen; Arbeitsbericht der Akademie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg Nr. 143, 
Stuttgart 1999 oder Danielzyk, Rainer: Interkommunale Gewerbegebiete in Deutschland; Vortrag im Trägerkreis 
ĂAllianz f¿r die Flªcheñ am 15. Mai 2007 im Interkommunalen Grafschafter Gewerbepark Genend, 2007 

5  Siehe hierzu unter anderen: Veres-Homm, Uwe et al.: Regional konsolidierte Gewerbeflächenentwicklung (Rekon-
Gent); Abschlussbericht im Rahmen des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020; Studie im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit; in: Umweltbundesamt (Hrsg.): Texte 21/2019, Dessau-
Roßlau, März 2019  

6  Markus Hesse: Suburbanisierung; in ARL ï Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Handwörter-
buch der StadtȤ und Raumentwicklung, Hannover 2018, S. 2629 bis 2639 
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ü Für die Entwicklung großer, überregional wahrnehmbarer Gewerbegebiete in verkehrsgünsti-

ger Lage und mit gutem Infrastrukturangebot haben viele Kommunen nicht die räumlichen 

Voraussetzungen und/oder finanziellen Ressourcen  

ü Diverse erfolgreiche Beispiele belegen, das interkommunale Gewerbegebiete ein gutes In-

strument zur effizienteren Nutzung knapper räumlicher und finanzieller Ressourcen darstel-

len, von denen nicht nur die Belegenheitskommunen, sondern auch benachbarte Städte und 

Gemeinden und letztlich die gesamte Region wirtschaftlich und fiskalisch profitier t    

Ein wesentlicher Anreiz, sich an einem interkommunalen Gewerbegebiet zu beteiligen, stellt für 

Kommunen die Möglichkeit dar, einen fiskalischen Nutzen aus dem Projekt zu ziehen, der im Ide-

alfall höher ausfällt als bei einer eigenständigen Gewerbegebietsent wicklung. Zu berücksichtigen 

sind hierbei insbesondere die Planungs-, Erschließungs- und Vermarktungskosten inkl. der in der 

Regel anfallenden Finanzierungskosten sowie die Einnahmen vor allem aus den Grundstücksver-

käufen und den Realsteuern. Sowohl auf der Ausgaben- als auch auf der Einnahmenseite sind so-

mit klare Regelungen innerhalb des Kooperationsverbundes erforderlich, wie hoch die jeweiligen 

Anteile ausfallen. Ansatzpunkte können  die eingebrachten Flächenanteile der Gemeinden, ihre 

Einwohner- oder Beschäftigtenzahlen oder die Höhe der Gesellschaftsanteile sein. 7 Probleme 

können bei Gewerbegebieten entstehen, die sich über mehrere Gemeindegebiete erstrecken , 

wenn dort jeweils unterschiedliche Gewerbesteuerhebesätze gelten.     

Der gesellschaftliche, wirtschaftliche und ökologische Nutzen interkommunale r Gewerbegebiete 

hat dazu geführt, diese Form der regionalen Wirtschaftsentwicklung als politisch gewollt einzu-

stufen und mit besseren Unterstützungsmöglichkeiten in der Regionalförderung zu versehen als 

herkömmliche Gewerbegebiete .8 

Von großer Bedeutung für den langfristigen Erfolg einer regionalen Kooperation zur Planung, Er-

schließung und Vermarktung eines interkommunalen Gewerbegebiets ist die Überzeugung bei al-

len Kooperationspartnern, hierdurch Vorteile gegenüber der eigenständigen Entwicklung eines 

Gewerbegebietes zu haben und die Zusammenarbeit somit auf freiwilliger Basis erfolgt. Eine 

Zwangssituation beispielsweise aufgrund von Flächenengpässen schürt dagegen vielfach die Be-

sorgnis, im Rahmen der Kooperation übervorteilt zu wer den, und führt in der Regel zum Schei-

tern des Vorhabens. 

2.1.2 Organisation der Zusammenarbeit bei interkommunalen Gewerbegebieten 

Für die Realisierung eines interkommunale n Gewerbegebietes sind grundsätzlich verschiedene 

Kooperations- und Rechtsformen des Verwaltungs- und des Wirtschaftsprivatrechts  anwendbar.9 

Das Niedersächsische Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) bildet die 

 
7  Hüttlinger, Adelheid: Kommunalrechtliche und kommunalwirtschaftliche Aspekte von Interkommunalen Gewerbege-

bieten (Stand 23.03.2004); https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/inter-
komm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf (zuletzt abgerufen:10.02.2024) 

8  Queitsch, Peter: Interkommunales Gewerbegebiet; Präsentation zur Entwicklung eines interkommunalen Gewerbe-
gebietes auf dem Gebiet der Gemeinde Erndtebrück seit 1997, Stand 2016 

9  Hüttlinger, Adelheid: Kommunalrechtliche und kommunalwirtschaftliche Aspekte von Interkommunalen Gewerbege-
bieten (Stand 23.03.2004); https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/inter-
komm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf (zuletzt abgerufen:10.02.2024) 

https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/interkomm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/interkomm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/interkomm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/interkomm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf
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Rechtsgrundlage für jede Zusammenarbeit von Städten und Gemeinden im Land. Es bietet dabei 

folgende Optionen: 10 

ü ein gemeinsames Unternehmen in der Rechtsform einer rechtsfähigen Anstalt des öffentli-

chen Rechts errichten und sich an einer solchen als weitere Träger zu beteiligen  (§§ 3 ð 4 

NKomZG), 

ü eine Zweckvereinbarung abzuschließen (§§ 5 ð 6 NKomZG), 

ü einen Zweckverband zu errichten sowie sich an einem Zweckverband als weiteres Verbands-

mitglied zu beteiligen  (§§ 7 ð 19 NKomZG). 

Anstalten des öffentlichen Rechts sind rechtlich und organisatorisch selbstständige, i.d.R. 

rechtsfähige Wirtschaftseinheiten mit eigenem hoheitlichem Wirkungskreis. Beispiele: kommu-

nale Sparkassen, Rundfunkanstalten, Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Eine solche Recht-

form bietet sich für die Entwicklung eines Gewerbegebietes aufgrund des hohen organisatori-

schen Aufwandes nicht an. 

Eine Zweckvereinbarung abzuschließen ist sicherlich formell die einfachste Möglichkeit, eine Zu-

sammenarbeit zu vereinbaren.  Sie kommt in der Regel nur zum Tragen, wenn sich die Flächen 

eines interkommunalen Gewerbegebiet s ausschließlich über das Gebiet der beteiligten Kommu-

nen erstrecken.  Jede beteiligte Kommune bleibt für den Teil des Gebietes zuständig, der auf ei-

genem Territorium liegt. Das Gewerbegebiet wird dennoch zusammenhängend entwickelt und 

wirkt nach außen als eine Einheit. Da es sich aber bei der Entwicklung des niG um ein komplexes 

Projekt handelt, bei dem Investitionsbeiträge und Gegenleistungen zu vereinbaren sind und dar-

über hinaus denkbar mehr als zwei Kommunen über einen Zeitraum von voraussichtlich 10 - 15 

Jahren beteiligt sein sollen, wird  auch eine solche Zweckvereinbarung für die langfristige Bin-

dungswirkung als nicht ausreichend gesehen. 

Die Rechtsform eines Zweckverbandes hat sich bei der Entwicklung von Gewerbegebieten bereits 

bundesweit vielfältig bewährt. Mit Geschäftsführung und Verbandsversammlung besitzt ein 

Zweckverband eine verhªltnismªÇig ăschlankeò Struktur. Den beteiligten Kommunen bietet die 

Rechtsform Flexibilität über den Zeitraum der Mitgliedschaft und besitzt als Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts Dienstherrenfähigkeit, was sinnvoll ist, sollte wie empfohlen ein aktives Flä-

chenmanagement betrieben werden. Voraussetzung für eine Kooperation als Zweckverband ist, 

dass Gebietskörperschaften Aufgaben auf den Zweckverband übertragen, die in ihrem originären 

oder übertragenen Zuständigkeitsbereich liegen. 11 

Beispiele in Norddeutschland:  

ü Interkommunales Gewerbegebiet Schleswig-Schuby, 

Die Gründer des Zweckverbandes sind die Stadt Schleswig und die Gemeinden Borgwedel, 

 
10  Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport: Interkommunale Zusammenarbeit; https://www.mi.nieder-

sachsen.de/startseite/themen/kommunen/interkommunale_zusammenarbeit/interkommunale-zusammenarbeit-
62848.html (zuletzt abgerufen:10.02.2024) 

11  Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 08.05.2014 zur am 01.11.2010 beschlossenen Entwick-
lungssatzung zur Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme Jade-Weser-Park; 1 KN 102/11, Fundstelle openJur 
2014, 11075, Absätze 250 und 26 
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Busdorf, Dannewerk, Ellingstedt, Fahrdorf, Geltorf, Hollingstedt, Hüsby, Idstedt, Jübek, 

Kropp, Lottorf, Lürschau, Neuberend, Nübel, Schaalby, Schuby, Selk, Silberstedt, Taarstedt, 

Tolk und Treia 

ü Zweckverband WEG 

Unmittelbar an der dänischen Grenze betreiben die Stadt Flensburg und die Gemeinde 

Handewitt seit dem Jahr 1994 gemeinsam ein interkommunales Gewerbegebiet über den 

"Zweckverband Wirtschaftsentwicklungsgemeinschaft Flensburg/Handewitt" (WEG)  

ü Zweckverband JadeWeserPark 

Mitglieder im Zweckverband JadeWeserPark sind die Städte Jever, Schortens, Varel und 

Wittmund, die Gemeinden Bockhorn, Friedeburg, Sande, Wangerland und Zetel, die Land-

kreise Friesland und Wittmund sowie die kreisfreie Stadt Wilhelmshaven  

ü Zweckverband EcoPark 

Mitglieder im Zweckverband EcoPark sind die Gemeinden Cappeln und Emstek, die Stadt 

Cloppenburg und der Landkreis Cloppenburg 

Neben diesen, vom Gesetzgeber explizit erwähnten Kooperationsformen , besteht für Kommunen 

die Möglichkeit der gemeinsamen Realisierung eines Gewerbegebietes über Städtebauliche Ver-

träge gem. § 11 BauBG mit einem Investor. Als Investoren können nicht nur Erschließungsgesell-

schaften wie die Niedersächsische Landgesellschaft mbh (NLG), sondern auch Eigengesellschaf-

ten der kooperierenden Gebietskörperschaften fungieren. Ein Beispiel aus Nordwestdeutschland 

ist die interkomm GmbH, die als Eigengesellschaft der S tädte Bielefeld, Herford und Bad Salzuf-

len (Gesellschafter: Städte Bielefeld und Herford zu je 45 %, Stadt Bad Salzuflen 10 %) Träger 

des Interkommunalen Gewerbegebiets Ostwestfalen ist. Die operativen Arbeiten übernimmt dort 

die WEGE Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft Bielefeld mbH (siehe Kapitel 2.1.3).   

In dieser Umsetzungsvariante kommt es des Öfteren  zu einer Beteiligung privater Akteure ð z. B. 

Banken, Sparkassen, Versorgungsunternehmen und Erschließungsträger, aber auch Privatperso-

nen - im Sinne einer Public-Private-Partnership (PPP). Die Niedersachsenpark GmbH, eine eigens 

zur Entwicklung und Vermarktung des Niedersachsenparks gegründete Kapitalgesellschaft, ist ein 

Beispiel für das PPP-Modell. Die Gesellschafter der Niedersachsenpark GmbH sind die Samtge-

meinde Bersenbrück, die Gemeinden Rieste und Neuenkirchen-Vörden, die Stadt Damme, die 

MBN Bau AG (Georgsmarienhütte) sowie bis 2008 die Landkreise Osnabrück und Vechta. 

Öffentliche Gesellschaften mit diesem Zweck können von der Körperschaftssteuer und der Ge-

werbesteuer befreit werden (§ 5 Abs.1 Nr.18 KStG und § 3 Nr. 25 GewStG). Bei entsprechender 

Option kann die Vorsteuer bei Erschließungsaufwendungen in Abzug gebracht werden.  

Die Varianten der interkommunalen Kooperation unterscheiden sich grundsätzlich und haben da-

mit jeweils spezifische Vor - und Nachteile. In der Praxis kommen zumeist die Gründung eines 

Zweckverbandes als Körperschaft öffentlichen Rechts oder einer privatwirtschaftlichen Kapital-

gesellschaft ð in der Regel in der Form einer GmbH -zur Anwendung (siehe auch Good-Practice-

Analyse in Kapitel 2.1.3). Die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft oder der Abschluss einer Zweck-

vereinbarung jeweils auf Grundlage eines öffentlich -rechtlichen Vertrages sowie die Gründung 

eines gemeinsamen Kommunalunternehmens als Körperschaft öffentlichen Rechts (KöR) sind 
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dagegen nicht sehr geläufig. Eine Beteiligung privater Akteure ð hierbei handelt es sich vielfach 

um Banken, Sparkassen (KÖR) und Versorgungsunternehmen ð im Sinne einer Public-Private-Part-

nership (PPP) ist über die Konstellationen Zweckverband und Eigengesellschaft möglich, nicht 

aber über die anderen beschrieben en Kooperationsformen. Nachfolgend wird deshalb insbeson-

dere auf die Kooperationsformen Zweckverband und Kapitalgesellschaft eingegangen, die in Tab. 

1 zusammenfassend gegenübergestellt sind.  

Tab. 1.  Vor - und Nachteile  interkommunaler Kooperations formen  

 Vorteile  Nachteile  

Zweck- 

verband  

Á Bewährte Kooperationsform im öffent-
lichen Sektor (Trinkwasserversorgung 
und Abfallentsorgung, interkommunale 
Gewerbegebiete, bspw. EcoPark und Ja-
deWeserPark) 

Á Weiter Spielraum bei der Ausgestaltung 
der Zusammenarbeit 

Á Übernahme hoheitlicher Aufgaben 
möglich, z. B. der Bauleitplanung, 
 
 
 
 
 

Á Gewährleistung angemessener Mitwir-
kungs- und Kontrollrechte durch die Or-
gane der beteiligten Körperschaften 
 

Á Natürliche Personen und juristische 
Personen des Privatrechts, z.B. Banken 
oder Bauträger, als Mitglieder möglich 

Á Einfacher Fördermittelzugang analog zu 
Gebietskörperschaften 

Á Zugang zu Krediten zu Kommunalkondi-
tionen 

Á Partner auf Augenhöhe für die Zusam-
menarbeit mit anderen KöR - wie z.B. 
Bundesverwaltungsbehörden  

 
 
 
 
 

 
 

Á Zusammenarbeit der Gemeinde- und 
der Kreisebene im Zweckverband nur 
dann rechtlich zulässig, wenn der Ver-
band auf die hoheitliche Aufgabe der Zu-
ständigkeit für die Bauleitplanung ver-
zichtet und diese auf eine Mitgliedskom-
mune überträgt 

Á Zweckverband an öffentliches Dienst-, 
Haushalts- und Vergaberecht gebun-
den; langwierige Ausschreibungs- und 
Vergabeverfahren erforderlich 

Á Nur Minderheitsbeteiligung natürlicher 
Personen und juristischer Personen des 
öffentlichen und privaten Rechts  

Á Umsatzsteueroption und Vorsteuerab-
zugsfähigkeit nicht möglich; Verkaufs-
preis der Gewerbegrundstücke verteu-
ert sich damit um mehr als 10 % 

Kapitalge-

sellschaft  

Á Bewährte Kooperationsform im Bereich 
der Wirtschaftsförderung und Gewer-
beflächenentwicklung (z. B. Niedersach-
senpark, Interkom. GE Ostwestfalen-
Lippe, WLH Wirtschaftsförderungsges. 
im LK Harburg) 

Á Beteiligung privatwirtschaftlicher Ko-
operationspartner als Gesellschafter in 
beliebigem Umfang möglich 

Á Optionale Aufsichtsgremien (Aufsichts- 
und/oder Beirat) erhöhen ggf. den un-
terjähriger Abstimmungsaufwand zwi-
schen Gesellschaft und Gesellschaftern 
 
 

Á Bei mehr als 24,9 % privaten Gesell-
schaftern erschwerter Zugang zu För-
dermitteln (Beihilferecht)  
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 Vorteile  Nachteile  

Á Über Patronatserklärung der kommuna-
len Gesellschafter Kreditzugang zu Kom-
munalkonditionen 

Á Umsatzsteuerpflichtige Kapitalgesell-
schaft ist zum Vorsteuerabzug berech-
tigt; günstigere Verkaufspreise für die 
Gewerbegrundstücke möglich 

Á Befreiung von der Steuerpflicht bei der 
Körperschaftsteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 18 
KStG), der Gewerbesteuer (§ 3 Nr. 25 
GewStG) und der Vermögensteuer (§ 3 
Abs. 1 Nr. 20 VStG)12, wenn Gesellschaf-
ter mehrheitlich Gebietskörperschaften  

Á Ausschreibungs- und Vergabeverfahren 
können je nach Gesellschafterstruktur 
vereinfacht und beschleunigt werden 

Á Kurze Entscheidungswege  

Á Freieres Agieren am Markt möglich 

Á Kapitalgesellschaft wird von Unterneh-
men als marktnäherer und dynamischer 
wahrgenommen 

Á Keine Übernahme hoheitlicher Aufga-
ben möglich 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

Á Risiko der Überschuldung grundsätzlich 
vorhanden 

 

Quelle:  Eigene Zusammenstellung unter Berücksichtigung unter anderen von Hüttlinger, Adelheid: Kommunalrechtli-
che und kommunalwirtschaftliche Aspekte von Interkommunalen Gewerbegebieten (Stand 23.03.2004); 
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/interkomm -ge-recht -u-wirt-
schaft.pdf (zuletzt abgeru fen:10.02.2024)  

Zur abschließenden Klärung der juristischen und  steuerlichen Aspekte der interkommunalen Ko-

operation ist die Beauftragung von spezialisierten Verwaltungs - und Steuerjuristen dringend an-

zuraten.  

2.1.3 Good-Practice-Beispiele interkommunaler Gewerbegebiete im überregio-

nalen Raum 

In Deutschland gibt es bereits zahlreiche erfolgreiche Beispiele für interkommunale Gewerbege-

biete, die zeigen, dass diese Form der Kooperation einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der re-

gionalen Wirtschaftskraft leisten kann. Für diese Studie wurden 18 zu fällig ausgewählte inter-

kommunale Gewerbegebiete recherchiert und mit ihren zentralen Eigenschaften in Tab. 30 im 

Anhang erfasst. Anhand der Zusammenstellung wurden Gemeinsamkeiten und Unterschiede bei 

der Gestaltung und Organisation interkommunaler Gewerbegebiete herausgearbeitet. Die nach-

folgenden, vertief end betrachteten Beispiele vermitteln einen Überblick über die vielfältigen 

Gestaltungsmöglichkeiten und A nsätze aktueller interkommunaler Gewerbegebiete. Die weiteren 

betrachteten interkommunale Gewerbegebiete sind in Tab. 30 im Anhang dargestellt.  

 
12  Bundesministerium der Finanzen: Amtliches Körperschaftsteuer-Handbuch 2015; Anlage 19, Steuerbefreiung von 

Wirtschaftsförderungsgesellschaften 
https://gewsth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2015/B-Anlagen/Anlage-19/anlage-19.html, zuletzt abgerufen 
08.03.2024) 

https://gewsth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2015/B-Anlagen/Anlage-19/anlage-19.html
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Projekt  ecopark 

  

Lage 

(Ort, Hoheitsgebiet)  

¶ Gemeinde Emstek, Landkreis Cloppenburg, Nieder-

sachsen 

¶ Zwischen Bremen, Oldenburg und Osnabrück an der 

A1, Anschlussstelle Cloppenburg 

Beteiligte Kommunen  ¶ Gemeinden Cappeln und Emstek, die Stadt Cloppen-

burg und der Landkreis Cloppenburg 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ A1: 800 m, A29: 5 km 

¶ B72 (E233): unmittelbar, B69: 3 km  

¶ Bahnhöfe: Ahlhorn: 10 km, Cloppenburg: 13 km (Re-

gionalverkehr)  

¶ Flughäfen: Bremen: 60km, Münster/Osnabrück: 95 

km) 

¶ Binnenhafen: c-Port: 40 km 

¶ Seehäfen: Oldenburg 45 km, Brake: 75 km, Emden: 

93 km, JadeWeserPort: 96 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet (brutto): 300 ha (F -Plan rechtskräftig)  

¶ Verfügbare Nettofläche: insg. ca. 190 ha  

¶ Sofort verfügbar: 30 ha, davon 15 ha GE und 15 ha GI 

¶ Später verfügbar: 160 ha 

(derzeit rechtskräftige B-Pläne für 80 ha) 

¶ Verfügbare Parzellen zwischen 1.500 m2 und 10 ha 

Grundstückspreis  ¶ 59 û/m2 (voll erschlossen) 

Konzeption  ¶ Ab 2001 erschlossener großflächiger, interkommuna-

ler Gewerbepark mit großzügiger, attraktive r Grün- 

und Freiflächengestaltung 

¶ Aktives Gewerbeparkmanagement mit Full -Service-

Angeboten über kooperierende Dienstleister vom 

Post-Service bis hin zur Kinderbetreuungseinrichtun-

gen in unmittelbarer Nähe   

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Breiter Mix aus kleinen, mittleren und großen Unter-

nehmen aus den Bereichen Handwerk, produzieren-

des Gewerbe, Logistik, Handel und (Unternehmens-) 

Dienstleistungen  

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Träger: i nterkommunale r Zweckverband ecopark, ge-

gründet 1999 von den Gemeinden Cappeln und 

Emstek, der Stadt Cloppenburg und dem Landkreis 

Cloppenburg. 2001 Start der Erschließung  

¶ Beginn der Flächenvermarktung ab 2002 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen) 

¶  

Weitere Informationen  Á www.ecopark.de 

©  Zweckverband ecopark  

www.ecopark.de  ©  https://wego.here.com  
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Projekt  Niedersachsenpark  

  

Lage 

(Ort, Hoheitsgebiet)  

¶ Gemeinde Neuenkirchen-Vörden, Landkreis Vechta, 

Gemeinde Rieste (Samtgemeinde Bersenbrück), 

Landkreis Osnabrück, Niedersachsen 

¶ Zwischen Bremen und Osnabrück an der A1, An-

schlussstellen Neuenkirchen-Vörden und (zukünftig) 

Rieste 

Beteiligte Kommunen  ¶ Gesellschafter der Niedersachsenpark GmbH: 

Samtgemeinde Bersenbrück, Gemeinde Rieste, Ge-

meinde Neuenkirchen-Vörden, Stadt Damme,  

bis 2008: Landkreise Osnabrück und Vechta  

bis 2021: MBN Bau AG (Georgsmarienhütte) 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ A1: 500 m 

¶ L76: unmittelbar  

¶ Gebiet erschlossen durch die Kreisstraße K 149 

¶ Bahnhöfe: Neuenkirchen-Vörden: 1 km, Bersenbrück: 

10 km (Regionalverkehr) 

¶ Binnenhafen: Engter (Mittellandkanal ): 7 km  

¶ Seehäfen: Oldenburg 75 km, Bremen: 85 km, Jade-

WeserPort: 130 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet (brutto): 412 ha  

¶ Verfügbare Nettofläche: insg. ca. 120 ha  

¶ Sofort verfügbar: 43 ha  

¶ Später verfügbar: 77 ha 

¶ Größte sofort verfügbare Parzellen 6 ha  

Grundstückspreis  ¶ 79,- û/m² (voll erschlossen) 

Konzeption  ¶ Ab 1998 konzipiertes und ab 2002 realisiertes groß-

flächiges Kreis- und Gemeindegrenzen übergreifen-

des Industrie- und Gewerbegebiet direkt an der Au-

tobahn A1, umgesetzt als Public -Private-Partnership 

in der Niedersachsenpark GmbH 

¶ Vermietungsangebote im Niedersachsenpark-Center 

(Konferenzzentren oder -räume, Multifunktionsge-

bäude/ -hallen)  

¶ Weitreichenden Angebots an Serviceleistungen wie     

Bestandspflege und Veranstaltungsmanagement 

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Logistik-Großansiedlungen von Adidas und PSA 

Peugeot Citroën sowie des Logistik-Dienstleisters Im-

perial Logistics  

¶ Großbetriebe des produzierenden Gewerbes, z. B. 

Grimme Landmaschinenfabrik  

¶ Diverse mittlere und kleiner Unternehmen aus Pro-

duktion, Logistik, Handel und Dienstleistungen  

©  Niedersachsenpark GmbH  

www.niedersachsenpark.de  ©  https://wego.here.com  
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Organisationsform  

(Träger) 

¶ Public-Private-Partnership in einer Kapitalgesell-

schaft, der Niedersachsenpark GmbH 

¶ Gesellschafter der Niedersachsenpark GmbH: 

Samtgemeinde Bersenbrück, Gemeinde Rieste, Ge-

meinde Neuenkirchen-Vörden, Stadt Damme, MBN 

Bau AG (Georgsmarienhütte) sowie bis 2008 die 

Landkreise Osnabrück und Vechta 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ Stammkapital der Niedersachsenpark GmbH: 61.500 

û 

¶ Seit 2021 keine Verlustübernahmen der Gesellschaf-

ter  erforderlich, stattdessen  bereits 900.000 û Aus-

schüttung an Gesellschafter 

Weitere Informationen  Á www.niedersachsenpark.de 

 

Projekt  JadeWeserPark 

  

Lage 

(Ort, Hoheitsgebiet)  

¶ Stadt Schortens, Landkreis Friesland, Niedersachsen 

¶ Kurz vor der Stadtgrenze Wilhelmshavens, direkt an 

der A29 Oldenburg-Wilhelmshaven am Wilhelmshave-

ner Kreuz 

Beteiligte Kommunen  ¶ Zweckverband der Städte Jever, Schortens, Varel 

und Wittmund, der Gemeinden Bockhorn, Friede-

burg, Sande, Wangerland und Zetel, der Landkreise 

Friesland und Wittmund sowie der kreisfreie n Stadt 

Wilhelmshaven 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ B210: 500 m 

¶ A29: 2,5 km 

¶ Bahnhöfe: Sande: 2 km, Schortens/Heidmühle: 7 km 

(Regionalverkehr) 

¶ Binnenhafen: Oldenburg: 50 km 

¶ Seehäfen: JadeWeserPort: 8 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet (brutto): 168 ha  

¶ Verfügbare Nettofläche: insg. ca. 12 6 ha 

¶ Sofort verfügbar: 22 ,3 ha, davon 3,5 ha GE und 18,8 

ha GI 

Grundstückspreis  ¶ 25,- - 35,- û/m² (voll erschlossen)  

Konzeption  ¶ Der JadeWeserPark ist ein interkommunaler Indust-

rie- und Gewerbepark, der größere Ansiedlungen aus 

Logistik und Verarbeitenden Gewerbe u.a. im Zusam-

menhang mit dem JadeWeserPort ermöglichen soll   

¶ Seine Entwicklung und Vermarktung erfolgt durch 

den 2005 gegründeten Zweckverband JadeWeserPark 

Friesland-Wittmund -Wilhelmshaven 

©  Zweckverband JadeWeserPark Friesland -Witt-

mund-Wilhelmshaven  - jadeweserpark.de   

©  https://wego.here.com  
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¶ Erschließungsbeginn 2009, 2010 Fertigstellung 1. 

Bauabschnitt mit 20 ha, 2014 Fertigstellung 2. und 3. 

Bauabschnitt mit 20 ha  

 

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Ansässig: Logistik und Dienstleistungen 

¶ Zielgruppe: Produzierendes Gewerbe, Logistik, Lo-

gistikimmobilien -Entwickler , Dienstleistungs- und 

Handelsunternehmen insb. aus dem Bereich der mari-

timen Wirtschaft  

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Zweckverband JadeWeserPark Fries-land-Wittmund -

Wilhelmshaven, gegründet 2005 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ K. A. 

Weitere Informationen  ¶ https://jadeweserpark.de/  

 

Projekt  Interkommunales Gewerbegebiet Ostwestfalen -
Lippe  

  

Lage 

(Ort, Hoheitsgebiet)  

¶ Städte Bad Salzuflen, Bielefeld und Herford, Region 

Ostwestahlen-Lippe, Nordrhein -Westfalen 

¶ Direkt an der Anschlussstelle Ostwestfalen/Lippe  

derA2 im Grenzgebiet der drei Städte  

Beteiligte Kommunen  ¶ Städte Bielefeld, Herford und Bad Salzuflen  

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ A2: 0.5km, A30: 17km, A33: 22km 

¶ ICE/IC: 8km und 10km, RE: 5km 

¶ Kanalhafen Minden/Weser: 42km 

¶ Flughäfen: 26 bis 100km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Nettobaufläche  insgesamt: 35ha 

¶ Zwei Bauabschnitte weitgehend vermarktet  

¶ Die Erweiterung des 1. und 3. Bauabschnitts um insg. 

15 ha Nettobaufläche ist aktuell in Planung  

Grundstückspreis  ¶ K. A. 

Konzeption  ¶ Ziel der interkommunalen Gewerbegebiets Ostwest-

falen Lippe war die Entwicklung eines größeren Ge-

werbestandorte in einer dicht besiedelten Region, 

um größere Ansiedlungen realisieren, funktionale 

und räumliche Zusammenhänge nutzen, Agglomerati-

onseffekte erz ielen und Wertschöpfungsketten stär-

ken. zu können 

¶ Weitere Ziele sind die Aufteilung von Planungsaufga-

ben und die Reduzierung von Verwaltungsaufwand 

¶ Konzipiert sind drei Bauabschnitte  

Á 1. BA: ab 2004, Stadtgebiete Herford u. Bad Sal-

zuflen  

©  INTERKOMM Interkommunales Gewerbegebiet 

Ostwestfalen -Lippe GmbH - wege-bielefeld.de  ©  https://wego.here.com  
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Á 2. BA: in Planung, Stadtgebiet Bad Salzuflen 

Á 3. BA: seit 2016, Stadtgebiet Bielefeld  

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Breiter Branchenmix aus Möbel-, Maschinenbau-, 

Textil - und Kunststoffindustrie  sowie der Phar-

mabranche 

¶ Insgesamt ca. 50 Unternehmen mit ca. 2.000 Arbeits-

plätzen in den zwei bisherigen BAs 

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Kommunale Eigengesellschaft interkomm Interkom-

munales Gewerbegebiet Ostwestfalen-Lippe GmbH 

(Gründung 29.11.2001) 

¶ Gesellschafter der interkomm GmbH sind zu 45 % die 

Städte Bielefeld und Herford und zu 10 % die Stadt 

Bad Salzuflen 

¶ Operativen Arbeiten ¿bernimmt die ăWEGE Wirt-

schaftsentwicklungsgesellschaft Bielefeld mbHò 

¶ Aufsichtsgremium:  

Á Gesellschaftsversammlung, Mitglieder:  

(Ober-)Bürgermeister der drei Kommunen 

Á Forum als beratendes Gremium, besetzt mit je 5 

Vertreter*innen der Stadträte  

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ Stammkapital der interkomm GmbH: 500.000û 

¶ Im Jahrabschluss 2021 ist eine Gewinnrücklage der 

interkomm GmbH in Hºhe von ca. 4,3 Mio. û ausge-

wiesen 

Weitere Informationen  https://www.interkomm -owl.de/  

 

Projekt  Interkommunales Gewerbe - und Industrie gebiet 
Oberbehme  

  

Lage 

(Ort, Hoheitsgebiet)  

¶ Gemeinden Kirchlengern und Hiddenhausen, Kreis 

Herford, Nordrhein-Westfalen 

¶ An der Anschlussstelle Kirchlengern derA30 im 

Grenzgebiet der Gemeinden 

Beteiligte Kommunen  ¶ Gemeinden Kirchlengern und Hiddenhausen 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen) 

¶ A30: 0,5 km 

¶ B239/B61: 0,0 km  

¶ Bahnhof Bahnlinie Kirchlengern: Regionalverkehr 

Bielefeld -Osnabrück  

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Nettofläche: 35ha  

¶ Vollständig vermarktet  

Grundstückspreis  ¶ K. A. 

Konzeption  ¶ Gemeinsames Gewerbe- und Industriegebiet der 

Kommunen Kirchlengern und Hiddenhausen, um 

©  Gemeinde Kirchlengern - 

iko.kirchlengern.de/  

©  Landesamt für Geoinformation und 

Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) - www.geolife.de  
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Flächenangebote für Unternehmen mit Verlagerungs- 

und Erweiterungsbedarf zu schaffen  

¶ Zielgruppen sind sowohl ortsansässige Betriebe und 

Existenzgründer als auch innovative Unternehmen 

aus dem gesamten nordwestdeutschen Wirtschafts-

raum  

¶ Grundlegendes Anliegen der beiden Kommunen ist, 

in partnerschaftlicher Zusammenarbeit die gewerb-

lich-industrielle Entwicklung zu fördern und dadurch 

die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Region zu 

verbessern 

¶ Bei der Ansiedlung von Unternehmen sind vor allem 

die Parameter ăSchaffung von zusªtzlichen Arbeits-

plªtzenò und ădauerhafte Generierung von Steuer-

einnahmenò wesentliche Entscheidungskriterien 

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Branchenmix aus Metallverarbeitung, Logistik, Spedi-

tionen, Kraftfahrzeugvertrieb, Handwerk  

¶ Insgesamt mehr als 40 Unternehmen mit über 800 

Mitarbeitern  

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Kooperationsvereinbarung der Gemeinden Kirchlen-

gern und Hiddenhausen zur gemeinschaftlich en Er-

schließung des Gewerbe- und Industriegebietes Ober-

behme  

¶ Gemeinsame Beauftragung der DSK Deutsche Stadt- 

und Grundstücksentwicklungsgesellschaft zur treu-

händerischen Entwicklung des Gewerbe- und Indust-

riegebietes Oberbehme inkl. Vorbereitung, Erschlie-

ßung, Vermarktung und Finanzierungsbetreuung 

¶ Entscheidungsgremium für die Unternehmensansied-

lung ist der ăinterkommunaler Arbeitskreisò nach 

dessen Implementierung durch Gemeinderatsbe-

schlüsse 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ K.A. 

Weitere Informationen  https://iko.kirchlengern.de/Startseite/  

 

Projekt  Interkommunales Gewerbegebiet Achalaich  

  

Lage 

(Ort, Hoheitsgebiet)  

¶ Stadt Weilheim i.  Oberbayern, Gemeinde Polling, 

Landkreis Weilheim-Schongau, Bayern 

¶ Das Gewerbegebiet Achalaich liegt zu etwa 60 Pro-

zent auf Weilheimer und zu 40 Prozent auf Pollinger 

Flur 

Beteiligte Kommunen  ¶ Stadt Weilheim i. Oberbayern, Gemeinde Polling  

Verkehrsanbindung  ¶ A95: 25km 

©  Google Earth  

©  Landesamt für Geoinformation und 

Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) - www.geolife.de  
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(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ B2: 1,0 km  

¶ Bahnhof Weilheim: 5 km Regionalverkehr  

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Nettofläche: 13,5 ha 

¶ Komplett vermarktet  

Grundstückspreis  ¶ 90,- û/mĮ zzgl. 55,- û/mĮ ErschlieÇungskosten 

Konzeption  ¶ Erste Überlegungen für ein interkommunales Gewer-

begebiet 1994 in Polling, ab 2002 Gespräche mit 

Weilheim, ab 2009 vertiefte Planungen  

¶ Kommunalvertrag /Kooperationsvereinbarung zwi-

schen Weilheim und Polling 2015 

¶ B-Plan-Beschluss in beiden Kommunen 2017 

¶ Erschließung wurde Ende 2020 abgeschlossen, Be-

siedlung ab 2021, inzwischen vollständig vermarktet  

¶ Ziel des Interkommunale Gewerbegebiet Achalaich : 

Expansionswünschen der heimischen Wirtschaft 

nachkommen und neue Arbeitsplätze schaffen  zu 

können 

¶ Zielgruppe ist ein breiter Branchenmix außer Einzel-

handel 

¶ auf der Weilheimer Seite bereichern und auf diese 

Weise mittelfristig rund 700 Menschen einen Arbeits-

platz  

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Produzierendes Gewerbe, Technologie, Handwerk, 

Autowerkstätten, Dienstleistungen und Gartenbau 

¶ Inzwischen mindestens 20 Betriebe mit ca. 700 Ar-

beitsplätzen im Weilheimer Teil des Gebietes   

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Kommunalvertrag /Kooperationsvereinbarung zwi-

schen Weilheim und Polling 2015. 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ K.A. 

Weitere Informationen  https://www.weilheim.de/wirtschaft/wohngebiete -und-

bauflaechen/interkommunales -gewerbegebiet-achalaich 

 

2.1.4 Erkenntnisse der Good-Practice-Betrachtung interkommunaler Gewerbe-

gebiete 

2.1.4.1 Vorbemerkung 

Für die vorliegende Studie wurden i m Zuge einer Good-Practice-Analyse 18 Beispiele bereits 

existierender interkommunaler Gewerbegebiete  recherchiert  (siehe Tab. 30 im Anhang). Dabei 

stand im Vordergrund, möglichst unterschiedliche Ansätze aus dem gesamten Bundesgebiet zu 

präsentieren, keineswegs eine vollständige Erfassung aller existierenden interkommunalen Ge-

werbegebiete. Sechs Beispiele insbesondere aus dem regionalen Umfeld des geplanten nachhalti-

gen interkommunalen Gewerbegebiets im Landkreis Wesermarsch wurden einer viertief enden 

Betrachtung unterzogen (siehe vorangegangenes Kapitel). Trotz des Bestrebens, eine möglichst 

breite Darstellung der vorhandenen Ansätze vorzunehmen, lassen sich zumindest bei ausgewähl-

ten Aspekten Parallelitäten zwischen den Gewerbegebietsansätzen erkennen. Vielfach sind sie 
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jedoch weniger dem interkommunalen Ansatz, sondern allgemeinen Standortfaktoren von Ge-

werbegebieten geschuldet. Dennoch sind die Gemeinsamkeiten in den nachfolgenden Abschnit-

ten zusammenfassend aufgeführt.  

2.1.4.2 Lage, Größe und Infrastruktur 

Die Recherche hat eine Vielzahl interkommunaler Gewerbegebiete im gesamten Bundesgebiet in 

verschiedensten Ausprägungen und Organisationsformen umfasst. Neben bereits seit Jahrzehnten 

existierende n und ausentwickelten Gebieten beispielsweise in Schleswig-Holstein sind viele , ak-

tuell in der Vermarktung befindliche und neu geplante interkommunale Gewerbegebiete zu fin-

den. Dies ist auch eine Folge der besonderen Förderung, die interkommunale Gewerbegebiete 

mittlerweile in vielen Bundesländern genießen. 13 Interkommunale Gewerbegebiete sind damit als 

etablierte Kooperationsansätze und Organisationsformen der der Regionalentwicklung und Wirt-

schaftsförderung zu betrachten.  

In der Größe unterscheiden sich die betrachteten Gewerbegebiete erheblich . Sie reichen von 

kleinen Gebiete mit einer Nettofläche von ca. 15 ha wie im Interkommunale n Gewerbegebiet 

Achalaich in der  Stadt Weilheim in Bayern  über mittelgroße Gewerbegebiete mit einer Gesamt-

f läche von ca. 30 ha bis 40 ha (z. B. i nterkommunales Gewerbe- und Industriegebiet Heidelberg -

Leimen) bis hin zu großen (bspw. interkommunalen Gewerbegebiet Aurea , Stadt Rheda-Wieden-

brück,  mit einer Nettofläche von ca. 80ha) und sehr großen Gewerbegebieten (z. B. Niedersach-

senpark mit Gesamtfläche von über 400 ha) . In der Regel erfolgt jedoch eine Untergliederung in 

handhabbare Bauabschnitte mit Größen von 30 bis 40 ha. 

Die recherchierten interkommunalen Gewerbegebiete zeichnen sich insbesondere durch ihre 

gute Verkehrsanbindung aus. Sie liegen oft unmittelbar an oder in einem Umkreis von wenigen 

Kilometern um eine Autobahnanschlussstelle. Daneben sind meist Bundesstraßen in der Nähe der 

interkommunen Gewerbegebiete vorhanden, insbesondere bei einer größeren Entfernung zur Au-

tobahn. Eine Anbindung an das Schienenverkehrsnetz in Form von Industriegleisen oder Um-

schlaganlagen für den kombinierten Verkehr ist jedoch nur in de n seltensten Fällen gewährleis-

tet , auch wenn Schienenwege in der Nähe vorhanden sind. Letztere dienen in der Regel überwie-

gend dem Personenverkehr. Ebenso selten sind unmittelbare Anbindungen an Binnen-, See- und 

Flughäfen festzustellen . Eine Ausnahme bildet hierbei der C-Port auf dem Gebiet der Stadt 

Friesoythe und der Gemeinde Saterland im Landkreis Cloppenburg, der Industrie und Gewerbe-

flächen mit direktem Kajenzugang zum Küstenkanal bietet.  

Bei der Recherche wurde ebenfalls offengelegt, dass die interkommunalen Gewerbegebiete nur 

selten über spezielle Infrastruktureinrichtungen wie Technologiezentren, Universitäten und For-

schungseinrichtungen oder Hochvoltleitungen sowie weitere Energieinfrastrukturanlagen  verfü-

gen. 

 
13  Siehe hierzu zum Beispiel Industrie- und Handelskammer Ostwestfalen zu Bielefeld: Interkommunale Gewerbege-

biete; https://www.ostwestfalen.ihk.de/standort-foerdern/regional-und-landesplanung/regional-und-landespla-
nung/interkommunale-gewerbegebiete/ (zuletzt abgerufen am 20.02.2024) 



            

Seite 25 

2.1.4.3 Positionierung und Vermarktung 

Bei der Positionierung der interkommunalen Gewerbegebiete zeigt sich im Sample, unabhängig 

von deren Größe, vielfach eine ähnliche Branchenstruktur: Die ansässigen Unternehmen lassen 

sich oft dem verarbeitenden  Gewerbe und dem Logistikgewerbe zuordnen. Großflächiger Einzel-

handel ist selten. Unternehmens- und private Dienstleistungen sind dagegen in vielen der be-

trachteten interkommunalen Gewerbegebiete anzutreffen, dominieren aber nicht die Branchen-

struktur. Vielmehr handelt e s sich hierbei  um ergänzende Nutzungen.  

Im Vergleich der interkommunalen Gewerbegebiete sind die dortigen  Unternehmen unterschied-

lichen Gruppen des verarbeitenden Gewerbes zuzuordnen, sodass sich auch hier ein ausdifferen-

ziertes Bild ergibt. Von der Lebensmittelproduktion über die Metallverarbeitung und den Maschi-

nenbau bis hin zum Fahrzeugbau ist ein breites Spektrum von produzierenden Unternehmen an-

zutreffen. Trotz der in Teilen verschiedener interkommunaler Gewerbegebiete bestehenden GI -

Festsetzungen sind im Sample kaum Unternehmen zu finden, die tatsächlich auf diese Nutzungs-

berechtigung angewiesen sind.14 So sind klassische Industriebetriebe z. B. der Montan- oder der 

Chemischen Industrie nicht bzw. kaum vorhanden. 

Bei den Logistikunternehmen in den betrachteten Gewerbegebieten handelt es sich neben den 

klassischen Betrieben aus Umschlag, Lagerung und Transport öfter um sogenannte Mehrwertlo-

gistiker , deren Angebot durch die Schaffung zusätzlicher Mehrwerte (bspw. Veredelung) bereits 

in Richtung des verarbeitenden Gewerbes geht. Auch Großhandelsbetriebe, die dem Logistikge-

werbe nahestehen, sind in den interkommunalen Gewerbegebieten vertreten.  

Die in den betrachteten Gewerbegebieten abgebildeten  Unternehmensgrößen sind ebenfalls sehr 

heterogen. Schon aufgrund der oft vorhanden großen Grundstücke und der zumeist exponierten 

Lage sind in vielen der interkommunalen Gewerbegebiete größere Ansiedlungen mit mehreren 

Hektar großen Grundstücken anzutreffen. In der Regel bieten diese Unternehmen auch mindes-

tens dreistellige Arbeitsplatzzahlen. Daneben sind jedoch regelmäßig auch kleine und mittlere 

Unternehmen auf entsprechend kleineren Grundstücken vorha nden, die zahlenmäßig jedoch die 

Mehrheit darstellen.  

Hinsichtlich der Flächenvermarktung ist in den betrachteten Gewerbegebieten zumeist ein reges 

Interesse an den Grundstücken zu verzeichnen, welches selbstverständlich den üblichen konjunk-

turellen Schwankungen unterliegt. So wurden sowohl im Ecopark Cloppenburg als auch im Nie-

dersachsenpark zwischen Rieste und Neuenkirchen-Vörden (Landkreise Osnabrück und Vechta) 

seit ihrer Entwicklung durchschnittlich mehr als 5 ha Industrie - und Gewerbefläche pro Jahr ver-

marktet. Die im regionalen Vergleich hohe Lagegunst der meisten interkommunalen Gewerbege-

biete ist ein ausschlaggebender Grund dafür, ebenso wie die wirtschaftliche Situation und Dyna-

mik des regionalen Umfeldes. So existieren auch interkommunale Gewerbegebiete, deren 

 
14  Dieser Befund wurde von Herrn Uwe Schumacher, Geschäftsführer des Interkommunalen Gewerbegebietes Nie-

dersachsenpark, in einem Interview am 12.02.2024 für seinen Zuständigkeitsbereich bestätigt. 
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Vermarktung nur sehr schleppend verläuft. 15 Die Eigenschaft der interkommunalen Organisation 

allein ist somit kein Garant für einen überdurchschnittlichen Flächenumsatz.  

2.1.4.4 Struktur und Organisation 

Die im Rahmen der Good-Practice-Recherche betrachteten interkommunalen Gewerbegebiete 

sind etwa zur gleichen Zahl als öffentlich -rechtliche Zweckverbände (Körperschaften des öffent-

lichen Rechts) oder als privatwirtschaftliche Kapitalgesellschaften (in der Regel Gesellschaften 

mit beschränkter Haftung, GmbH) organisiert. In einzelnen Fällen fußt die Zusammenarbeit auch 

auf einer interkommunalen Vereinbarung zur gemeinsamen Entwicklung eines Gewerbegebietes. 

Dies trifft jedoch nur auf interkommunale Gewerbege biete zu, deren Flächen sich über das Ge-

biet der beteiligten Kommunen erstrecken.  

Mitglieder eines Zweckverbands zur Realisierung eines interkommunalen Gewerbegebiets sind 

grundsätzlich Städte und Gemeinden der jeweiligen Region. Während territorial betroffene Kom-

munen immer dem Kooperationsverbund angehören, sind es beispielsweise beim JadeWeserPark 

auch Kommunen, deren Gebiet von dem interkommunalen Gewerbegebiet nicht berührt wird. An 

einigen Kooperationsverbünden sind die Standortlandkreise, vereinzelt - wie im Fall des JadeWe-

serPark - auch benachbarte Landkreise beteiligt. Bei einer  Zusammenarbeit in privatrechtlicher 

Form, beispielsweise einer GmbH, sind dieselben Beteiligungsstrukturen  anzutreffen, allerdings 

als Gesellschafter mit einem dem Anteil am Stammkapital entsprechenden Gewicht und nicht als 

gleichberechtigte Mitglieder. Obwohl grundsätzlich möglich, konnten im Untersuchungssample 

Public-Private-Partnership-Modelle unter Einbeziehung natürlicher sowie öffentlich - oder privat-

rechtlicher juristischer Personen bei den Zweckverbänden  nicht  ermittelt  werden, sondern nur 

bei den privatrechtlichen Kapitalgesellschaften , beispielsweise bei der Niedersachsenpark 

GmbH.  

2.1.5 Fazit 

Die hohe Zahl bereits existierender interkommunaler Gewerbegebiete im gesamten Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland verdeutlichet, dass sich i nterkommunale  Kooperationen mittler-

weile als Organisationsart in der Gewerbegebietsentwicklung etabliert  haben und als Standardin-

strument der Regionalentwicklung und Wirtschaftsförderung zu betrachten  sind. 

Als interkommunale Gewerbegebiete werden häufig größere Flächen im mindestens unteren 

zweistelligen Hektarbereich entwickelt. Teilweise handelt es sich dabei aber auch um die erste 

Baustufe eines größeren Areals, welches aufgrund der vielfach hohen Lagegunst und einer guten 

Verkehrsanbindung für eine gemeinsame Entwicklung durch mehrere Kommunen einer Region 

vorgesehen ist.  

 
15  Hier ist zum Beispiel das interkommunale Gewerbegebiet Wabern Tannenhöhe Schwalm-Eder-Kreis in Nordhes-

sen zu nennen. Sie dazu: Hessischen/Niedersächsischen Allgemeine (HNA): Interkommunales Gewerbegebiet: 
Fünf Kommunen planen Entwicklung an der A 49; https://www.hna.de/lokales/fritzlar-homberg/neuental-
ort316403/interkommunales-gewerbegebiet-fuenf-kommunen-planen-entwicklung-an-der-49-92148093.html (zuletzt 
abgerufen: 13.02.2024)    
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Die analysierten interkommunalen Gewerbegebiete adressieren in der Folge auch  tendenziell 

überregionale Interessenten. Für Reorganisationen oder Expansionen ortsansässiger Unterneh-

men finden sich dementsprechend vielfach örtliche Gewerbegebiete in den Kommunen, die an 

dem interkommunalen Gebiet beteiligt sind. In den interkommunale n Gewerbegebieten sind so-

mit neben kleinen und mittleren Unternehmen aus verschiedenen Branchen vielfach größere Un-

ternehmen des verarbeitenden und des Logistikgewerbes zu finden.  

Die Vorteile interkommunaler Gewerbegebiete liegen  damit  in der effizienteren Nutzung von 

Flächen, der gemeinsamen Erschließung und Vermarktung sowie der Schaffung eines attraktiven 

Umfelds für Unternehmen. Durch die Kooperation können auch Kosten gesenkt und Synergien ge-

nutzt werden, beispielsweise bei der Ber eitstellung von Verkehrsanbindungen, Versorgungsinfra-

strukturen oder sonstigen Dienstleistungen. 

Allerdings kann die gemeindeübergreifende Zusammenarbeit unter dem Aspekt des Flächenver-

brauchs kontraproduktiv sein. So w erden z. B. interkommunale Gewerbegebiete häufig auf 

Standorten realisiert, die im Grenzgebiet zweier Gemeinden, also im Außenbereich l iegen. Die-

ses Argument wird verstärkt durch die als Voraussetzung angesehene Lage der Gewerbegebiete 

an einer Autobahn.  

Die Zusammenarbeit bei der Entwicklung interkommunaler Gewerbegebiete erfordert eine enge 

Abstimmung zwischen den beteiligten Gemeinden, eine klare Aufgabenverteilung und verbindli-

che Vereinbarungen. Zumeist werden deshalb für die gemeinsame Gewerbegebietsentwicklung 

öffentlich -rechtliche Zweckverbände oder Kapitalgesellschaften, in der Regel Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung (GmbH), gegründet. Letztere sind entweder kommunale Eigengesellschaf-

ten der beteiligten Gemeinden oder Gemeindeverbände oder ab er öffentlich -private Partner-

schaften, wenn privatwirtschaftliche Akteure beteiligt werden sollen.  

Die beiden Varianten Zweckverband und Kapitalgesellschaft eignen sich  für die beim nachhalti-

gen interkommunalen Gewerbegebiet geplante Kooperation, bei de r ggf. auch territorial nicht 

betroffene Kommunen und eine übergeordnete Ebene wie der Landkreis Wesermarsch beteiligt 

werden sollen. Auch die Einbeziehung private r Kooperationspartner im Sinne einer Public -Pri-

vate-Partnership ist in beiden Konstellationen möglich. Für die Kapitalgesellschaft spricht dabei, 

dass eine umfangreichere Einbindung privater Akte ure im Sinne höherer Gesellschafts- oder 

Stimmanteile erfolgen kann als bei einem Zweckverband, bei dem die Beteiligung nicht -kommu-

naler Mitglieder beschränkt ist. 16 Ein hoher Anteil privater Partner kann die kommunalen Partner 

entlasten und zu einer Ausweitung der Eigenkapitalbasis beitragen, gleichzeitig aber den Zugang 

zu Fördermitteln einschränken. Bei einer Kapitalgesellschaft ist der Aspekt des kommunalen 

Selbstverwaltungsrechts erheblich nicht unproblematisch, weil die Geschäftsleitung eines Unter-

nehmens in Privatrechtsform vorrangig dem betriebswirtschaftlichen Erfolg, weniger aber den 

Belangen des öffentlichen Wohls verpflichtet ist. Dabei spielt auch die Frage eine Rolle, wie der 

Einfluss der gewählten Gemeindeorgane auf das Unternehmen in Privatrechtsform geschützt und 

 
16  § 7 NKomZG gestattet die Beteiligung natürlicher Personen sowie juristische Personen des öffentlichen und des 

privaten Rechts nur unter den Einschränkungen, dass die Kommunen die Mehrheit der Verbandsmitglieder stellen 
und die Mehrheit der Stimmen in den Kollegialorganen des Zweckverbandes haben, die Erfüllung der Verbandsauf-
gaben dadurch gefördert wird, Gründe des öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen und bei einer Aufgabenerfül-
lung durch die Verbandsmitglieder selbst eine Beteiligung solcher Personen zulässig wäre. 
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die politische Verantwortung gesichert werden kann. 17 Bei einer Kapitalgesellschaft werden aus 

diesen Gründen neben einer Gesellschafterversammlung meist weitere Gremien wie ein Auf-

sichtstrat und/oder ein Beirat mit unterschiedlichen Mitgliedern installiert. Der Zweckverband 

hingegen wird über eine jährliche  Verbandsversammlung durch feste Delegierte der beteiligten 

Mitglieder gesteuert und kontrolliert. Der erforderliche Aufwand für die Betreuung der eigenen 

Organisation kann somit stark unterschiedlich ausfallen.  

Während der Zweckverband hoheitliche Aufgaben übernehmen  kann, was der Kapitalgesellschaft 

untersagt ist , kann die Kapitalgesellschaft die Vorsteuer für den Erschließungsaufwand geltend 

machen und bei den Grundstücksverkäufen die Umsatzsteueroption wählen. Für den Erschlie-

ßungsträger reduziert sich damit der zu erzielende Verkaufspreis für die Gewerbeflächen, für d ie 

ansiedlungswilligen Unternehmen der zu zahlende Kaufpreis für die Gewerbegrundstücke. 

Ebenso gestalten sich für Kapitalgesellschaften in der R egel die Anforderungen an Ausschreibun-

gen und Vergaben einfacher als für Zweckverbände.  

Die Wahl der geeigneten Kooperationsform für ein interkommunales Gewerbegebiet ist somit  

stark von der Gewichtung der jeweiligen Vor- und Nachteile eines Zweckverbands und Kapitalge-

sellschafts vor dem Hintergrund des geplanten Vorhabens und der örtlichen bzw. regionalen Rah-

menbedingungen abhängig. Eine Entscheidung ist damit im politischen Raum zu treffen. Für die 

abschließende Klärung der juristischen und  steuerlichen Aspekte der interkommunalen Koopera-

tion ist die vorherige Einbeziehung von spezialisierten Verwaltungs - und Steuerjuristen dringend 

anzuraten.  

 

2.2 Nachhaltige Gewerbegebiete  

2.2.1 Zentrale Elemente der Nachhaltigkeit 

Trotz der inzwischen sehr häufigen Verwendung bedarf der Begriff Nachhaltigkeit an dieser 

Stelle zunächst einer Definition und Herleitung, um den Bezug zu r kommunalen Ebene in 

Deutschland herstellen und passende Ansatzpunkte für das kommunale Handeln in Deutschland 

ableiten  zu können.  

Der Begriff ăNachhaltigkeitò stammt urspr¿nglich aus der Forstwirtschaft und beschreibt den 

Grundsatz, dem Wald nur so viel Holz zu entnehmen, wie im selben Zeitraum nachwachsen kann. 

Dieser ressourcenökonomische Ansatz wurde im Laufe des späten 20. Jahrhunderts auf viele Poli-

tikbereiche übertragen und hat heute eine sehr universelle Bedeutung. 18 Aufbauend auf der Ar-

beit der Enquete-Kommission ăSchutz des Menschen und der Umwelt - Ziele und Rahmenbedin-

gungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung" des 13. Deutschen Bundestages 1998 

wird inzwischen von den 3 Dimensionen der Nachhaltigkeit gesprochen, der ökologischen, der 

 
17  Hüttlinger, Adelheid: Kommunalrechtliche und kommunalwirtschaftliche Aspekte von Interkommunalen Gewerbege-

bieten (Stand 23.03.2004); https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/aufgaben/bereich2/sg24/inter-
komm-ge-recht-u-wirtschaft.pdf (zuletzt abgerufen:10.02.2024) 

18  Vgl. hierzu: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages: Nachhaltigkeit, Der aktuelle Begriff 06/2004, 
Berlin oder auch Duden: Nachhaltigkeit; https://www.duden.de/rechtschreibung/Nachhaltigkeit ( 25.04.2019) 

https://www.duden.de/rechtschreibung/Nachhaltigkeit
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sozialen und der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit. 19 Darin spiegelt sich eine Definition von Nach-

haltigkeit wider, die die Weltkommission f¿r Umwelt und Entwicklung, die ăBrundtland-Kommis-

sionò 1987 erarbeitet hat: ăNachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die den Bed¿rfnissen 

der heutigen Generation e ntspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefähr-

den, ihre eigenen Bed¿rfnisse zu befriedigen.ò20 Es geht im Kern darum, alle Ressourcen nicht 

stärker in Anspruch zu nehmen als es die natürliche Regenerationsfähigkeit der beteiligten öko-

logischen, ökonomischen und sozialen Systeme zulassen. 

Die Agenda 2030 für Nachhaltige Entwicklung, die am 25. September 2015 beim UNO Nachhaltig-

keitsgipfel der Staats - und Regierungschefs verabschiedet worden ist, definiert auf dieser Basis 5 

globale Oberziele für eine nachhaltige Entwicklung ( Abb. 3). 21 Diese sind mit einem Katalog von 

17 Nachhaltigkeitszielen  (Sustainable Development Goals - SDGs) aus allen drei Nachhaltigkeits-

dimensionen unterfüttert worden ( Abb. 4). 22  

Die globalen Nachhaltigkeitsziele der UN zielen auf Problemlagen in einem globalen Bezugsrah-

men, in dem sich genauso westliche Industrieländer wie Schwellen - und Entwicklungsländer be-

finden. Dies führt notwendigerweise zu einer unterschiedlichen Betroffenh eit in den Ländern, 

aber auch zu unterschiedlichen Handlungsmöglichkeiten und ðansätzen. So sind beispielsweise in 

der Bundesrepublik Deutschland viele der 17 SDG bereits seit Jahrzehnten sogar in der Verfas-

sung verankert, wie zum Beispiel die Geschlechter gleichheit (SDG 5). Bei anderen Zielen befin-

den sich die Gegebenheiten in Deutschland hingegen auf einem solch hohen Niveau, dass in ei-

nem globalen Vergleich faktisch von einer Zielerreichung gesprochen werden kann. So kann zum 

Beispiel bei SDG 1 ăKeine Armutò angesichts der Bedingungen in vielen Entwicklungslªndern in 

 
19  Deutscher Bundestag (13. Wahlperiode): Konzept Nachhaltigkeit -Vom Leitbild zur Umsetzung; Abschlußbericht 

der Enquete-Kommission ĂSchutz des Menschen und der Umwelt - Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig 
zukunftsverträglichen Entwicklung", Drucksache 1311200, 26.06.98, S. 17ff 

20  Bundesregierung: Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie Neuauflage 2016; Berlin 2016, S. 24 

21  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU): Die 2030-Agenda für Nachhaltige Ent-
wicklung; https://www.bmu.de/WS3548 (zuletzt abgerufen 25.03.2020) 

22  United Nations: Transforming our world: the 2030 Agenda for Sustainable Development; A/RES/70/1, New York 
2015; https://sustainabledevelopment.un.org/content/documents/21252030%20Agenda%20for%20Sustaina-
ble%20Development%20web.pdf; (zuletzt abgerufen 25.04.2019) 

Abb. 2  Dimensionen der Nach-

haltigkeit  

Abb. 3  UN-Oberziele der ĂNachhaltigkeit 

  

Quelle:   Deutscher Bundestag Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit (BMU) 

https://sustainabledevelopment.un.org/content/documents/21252030%20Agenda%20for%20Sustainable%20Development%20web.pdf
https://sustainabledevelopment.un.org/content/documents/21252030%20Agenda%20for%20Sustainable%20Development%20web.pdf
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Deutschland allenfalls noch von einer relativen Armut im nationalen Bezugsrahmen gesprochen 

werden. Aus diesem Grund werden diese Themenbereiche in Deutschland primär in der Entwick-

lungspolitik angesiedelt. In einigen Bereichen besteht dagegen noch Handlun gsbedarf, zum Bei-

spiel bei SDG 12 ăNachhaltige/r Konsum und Produktionò sowie bei SDG 13 ăMaÇnahmen zum Kli-

maschutzò.  

In Deutschland hat die Bundesregierung die Agenda 2030 der Vereinten Nationen in die Deutsche 

Nachhaltigkeitsstrategie 2016 überführt (2018 aktualisiert). 23 Darin wird beschrieben, wie 

Deutschland auf nationaler und internationaler Ebene zur Erreichung der globalen Nachhaltig-

keitsziele beitragen will. Außerdem wurden Indikatoren ermittelt, mit denen die Fortschritte 

dargestellt werden können.  

2.2.2 Nachhaltigkeit in der kommunalen Entwicklungsplanung 

Für die kommunale Ebene sind die 17 Nachhaltigkeitsziele mit ihren insgesamt 169 Unterzielen 

von einer breit aufgestellten Arbeitsgruppe, an der unter anderen das Bundesinstitut für Bau -, 

Stadt- und Raumforschung, der Deutsche Städtetag und das Deutsche Institut für Urbanistik 

(DIfU) beteiligt waren, auf ihre Relevanz und Beeinflussbarkeit mit Hilfe kommunaler Aufgaben  

 

 
23  Bundesregierung: Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie Neuauflage 2016; Berlin 2016 und Bunderegierung: Die 

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie Aktualisierung 2018; Berlin 2018 

Abb. 4  Nachhaltigkeitsziele der UN  

 

Quelle:   https://www.bundesregierung.de/breg -de/themen/nachhaltigkeitspolitik/nachhaltigkeitsziele -verstaend-
lich-erklaert -232174 
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Abb. 5  Relevante Nachhaltigkeitsziele für das niG  

 

 

 

 

Quelle:  regecon auf Basis von Assmann, Dirk et al.: SDG-Indikatoren für Kommunen ð Indikatoren zur Abbildung der 
Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen in deutschen Kommunen. Hrsg.: Bertelsmann Stiftung 
et. al., Gütersloh 2018, S. 96 ð 101 
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oder Produkte hin überprüft und ebenfalls mit Indikatoren versehen worden. 24 Demnach können 

die Kommunen zu 126 Unterzielen einen entsprechenden Beitrag leisten.  

Im Kontext dieses Entwicklungskonzeptes ist jedoch zu beachten, dass sich die kommunale 

Ebene in Städte und Gemeinden sowie Gemeindeverbände, zu denen auch die Kreise zählen, un-

tergliedert. Die Zuständigkeiten für die kommunalen Aufgaben verteilen sich inn erhalb der kom-

munalen Ebene auf die genannten Gebietskörperschaften. Je kleiner die Gebietskörperschaft, 

desto geringer fallen im Allgemeinen auch ihre Aufgaben aus. Die Möglichkeiten, einen Beitrag 

zu den Nachhaltigkeitszielen leisten zu können, verringer n sich entsprechend. In Bezug auf die 

regionale Wirtschaftsentwicklung finden sich in 7 der 17 Oberziele und in 28 der 126 Unterziele 

der Nachhaltigkeitsstrategie Anknüpfungspunkte, die auch für die Entwicklung des nachhaltigen 

interkommunalen Gewerbegebiets in der Wesermarsch eine Auswirkung haben können. Diese 

sind in Abb. 5 dargestellt.   

2.2.3 Nachhaltige Gewerbegebiete ï ein Überblick 

Jede Kommune steht stets vor der Frage zur aktiven Gestaltung und Sicherstellung der Zukunfts-

fähigkeit der eigenen Gemeinde und des Wirtschaftsstandortes. Dabei geht es nicht nur um die 

großen Herausforderungen wie Strukturwandel, Anpassungen an den Klimawandel, Lösung des 

Fachkräftemangels und Sicherstellung einer nachhaltigen Energieinfrastruktur. Zu bedenken ist 

auch die besondere regionale Lagegunst. Gibt es Wettbewerbsvorteile? Wie kann der eigene 

Wirtschaftsstandort so gestaltet werden, dass er auf Ak zeptanz der Bevölkerung und der Gewer-

betreibenden gleichermaßen trifft?  

Wird heute ein neues Gewerbegebiet geplant, so ist es schon rechtlich zwingend geboten,  die 

drei Dimensionen der Nachhaltigkeit zu bedenken. Bei einem als ökologisch und nachhaltig posi-

tionierten und vermarkteten Gewerbegebiet muss der Erschließungsträger jedoch deutlich über 

die im Planungsrecht formal gebotenen Aufgaben hinausgehen. Er muss entweder durch zusätzli-

che Maßnahmen oder durch eine intelligente Umsetzung rechtlicher Vorgaben einen langfristig 

messbaren ökologischen Mehrwert erzielen. 

Eine Untersuchung der Leuphana-Universität Lüneburg zur Biodiversität in Gewerbequartieren 25 

aus dem Jahr 2015 sah den Idealzustand darin, dass in einem nachhaltigen Gewerbegebiet die 

Beteiligten freiwillig und organisiert zusammenarbeiten, um die gemeinsamen ökonomischen, 

sozialen und ökologischen Ressourcenquellen dauerhaft zu sichern. Da der Erschließungsträger 

jedoch nicht wissen kann, ob er kooperierende und nachhaltigkeitsorientierte Unternehmen für 

sein ausgewiesenes Gewerbegebiet findet, sollte er sich daher auf die ökologische Planung und 

nachfolgend die Erschließung, also den Tiefbau, sowie auf die nachhaltige Unterhaltung und 

Pflege der Flächen zur Erhaltung der biologischen Vielfalt in einem Gewerbegebiet konzentrie-

ren.  

 
24  Assmann, Dirk, Jasmin Honold, Busso Grabow und Jochen Roose. SDG-Indikatoren für Kommunen ï Indikatoren 

zur Abbildung der Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen in deutschen Kommunen. Hrsg. Bertels-
mann Stiftung, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Deutscher Landkreistag, Deutscher Städtetag, 
Deutscher Städte- und Gemeindebund, Deutsches Institut für Urbanistik, Engagement Global. Gütersloh 2018 

25  Beständig, U.: Nachhaltige Gewerbegebiete: Gut für die Biodiversität, attraktiv für Unternehmen, Lüneburg 2015 



            

Seite 33 

Für Kommunen winken durch die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsgesichtspunkten zahlrei-

che Vorteile. Durch die Umsetzung von ökologischen Nachhaltigkeitsansätzen, beispielsweise aus 

dem Bereich der ökologischen Vielfalt, können Aufwendungen für vorgeschriebene Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen sinken, ebenso die Kosten für Unterhaltung und Pflege des Gewerbege-

biets. Gleichzeitig kann das Gebiet für nachhaltigkeitsaffine Unternehmen attraktiver werden. 

Hinzu kommt, dass eine Integration des Gewerbegebiets in  bestehende natürliche Strukturen die 

Erhaltung des kommunalen Erscheinungsbilds unterstützt. 26 

Mit der Zunahme des Verständnisses für Nachhaltigkeit und Umweltschutz in der deutschen Ge-

sellschaft begannen anfangs des 21. Jahrhunderts einzelne Kommunen damit, Kriterien für die 

Nachhaltigkeit ihrer Bauleitplanung für Gewerbe - und Industriegebiete zu b enennen. Dies ge-

schah in der Regel vereinzelt und unabgestimmt und bediente häufig lediglich den Zeitgeist.  

Auf Anregung und in Mitarbeit der Wirtschaftsförderung im Landkreis Harburg GmbH, die als 

kreiseigene Entwicklungsgesellschaft von Gewerbequartieren im nördlichen Niedersachsen tätig 

ist, wurde in den Jahren 2012 ð 2013 von der Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen e.V. 

(DGNB), Stuttgart, das praxisbezogene Zertifikat für nachhaltige Gewerbequartiere entwickelt. 

Erstmalig entstanden damit nachvollziehbare, allgemeinverbindliche und überprüfbare Standards 

für Kriterien der Nachhaltigkeit, die bereits  in die Planung und Umsetzung von Gewerbegebieten 

eingebracht werden können. Die Kriterien und Bewertungen werden von der DGNB regelmäßig an 

neue Erkenntnisse angepasst und umfassen sowohl die ökologische und ökonomische als auch die 

soziale Nachhaltigkeit.  

Ein nachhaltiges Gewerbequartier sollte diese Kriterien in Einklang bringen, um eine positive 

Wirkung auf die Umwelt, die Gemeinschaft und die Wirtschaft zu erzielen. Diese Kriterien kön-

nen je nach Strandort und regionalen Bedingungen variieren, aber sie bilden eine solide Grund-

lage für die Planung und Entwicklung eines nachhaltigen Gewerbegebiets.  

Wie nachhaltig im Sinne des Umwelt - und Klimaschutzes ein Wirtschaftsgebiet entsteht, ergibt 

sich aus den Kriterien, die bei Planung, Erschließung und letztlich auch der Besiedelung angelegt 

sind. Hierbei ist ein Zertifikat eines fachanerkannten Institutes  ein hilfreiches Instrument, denn 

die Zertifizierung von Gewerbequartieren ist ein Prozess, bei dem bestimmte Standards für die 

nachhaltige Entwicklung von Gewerbegebieten festgelegt und von qualifizierten Auditoren über-

prüft werden. Solche Zertifizierunge n werden von verschiedenen Organisationen angeboten und 

dienen dazu, die ökologische, soziale und wirtschaftliche Nachhaltigkeit von Gewerbequartieren 

sicherzustellen. In der Regel müssen Entwickler und Stadtplaner nachweisen, dass ihre Quartiere 

bestimmte Nachhal tigkeitsziele erreichen, wie z.B. Energieeffizienz, umweltfreundliche Ver-

kehrsplanung und soziale Vielfalt.  

Die Zertifizierung trägt dazu bei, nachhaltige Entwicklungen zu fördern und die Aufenthaltsquali-

tät in Gewerbequartieren zu verbessern. In Deutschland sind die Zertifikate der Deutschen Ge-

sellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB) allgemein anerkannt und werden von Bauherren und 

 
26  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR): Nachhaltige Weiterentwicklung von Gewerbegebieten 

ï Ergebnisse der Modellvorhaben; in: ExWoSt-Informationen 49/4; Bonn. 2019 
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Entwicklern gleichermaßen angestrebt, um ihre Projekte als nachhaltig und umweltverträglich 

zu kennzeichnen.  

Die Zertifizierung einer nachhaltigen Gestaltung von Gewerbegebieten erfolgt durch die prü-

fende Institution anhand von Kriterienkatalogen. Die Bewertung richtet sich dabei nach dem Ge-

samterfüllungsgrad der entsprechenden Kriterien und Nutzungsprofile. Dabe i steigern sich die 

Kategorien zum Beispiel bei der DGNB von Bronze über Silber und Gold bis Platin.  

Es kommt ein umfassender Nachhaltigkeitsbegriff zur Anwendung, der nicht nur ökologische, 

sondern auch ökonomische und soziale Gesichtspunkte und damit alle drei Dimensionen der 

Nachhaltigkeit berücksichtigt. Aspekte einer nachhaltigen Gestaltung können dabe i in Anlehnung 

an die Kriterien der Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB) sein: 

ü Ökologische Dimension der Nachhaltigkeit:  

× Umweltverträglichkeit des Quartiers beispielsweise durch begrenzten Flächenverbrauch, Energie-

effizienz und Nutzung erneuerbare r Energien, Ressourceneffizienz und Abfallreduktion, Schutz und 

Förderung der Biodiversität, nachhaltige Wassernutzung und Abwassermanagement, Eingliederung 

in die natürlichen Gegebenheiten, Nutzung nachwachsende r Rohstoffe, Langlebigkeit der Bauma-

terialien, geringe Toxizität für Flora & Fauna  

× Umweltschonende Verkehrskonzepte zum Beispiel durch Nutzbarkeit öffentliche r Verkehrsmittel 

und die Anbindung an bestehende Infrastruktur en, Förderung von Fußgänger- und Fahrradverkehr, 

Reduktion von Individualverkehr und Staus 

× Klimaschutz durch die Reduktion von Treibhausgasemissionen und Anpassung an den Klimawandel 

z.B. durch Pflanzungen und Hitzeschutzmaßnahmen 

× Innovationsoffenheit  und Design-Prozesse zur Förderung (1) innovativer Ansätze und Planungspro-

zesse, die zur Nachhaltigkeit des Quartiers beitragen, (2) der Langlebigkeit der Baumaterialien 

und (3) der Flexibilität der Nutzung und der Anpassungsfähigkeit des Quartiers  

ü Ökonomische Dimension der Nachhaltigkeit: 

× Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zum Beispiel durch Förderung von Innovation en und Technolo-

gien, wirtschaftliche Diversifizierung, Arbeitsplatzsicherheit und faire Löhne  

× Nachhaltige Unternehmensführung und Gebäudemanagement sowie regelmäßiges Berichtswesen 

zu den Nachhaltigkeitszielen, Realisierung zukunftsorientierter und flexibler Konzepte  

× Regionaler Bezug des Wirtschaftens beispielsweise durch Berücksichtigung regionaler Vorleistungs- 

und Absatzmöglichkeiten und die Beschäftigung regionaler Arbeitskräfte, regionale Zuordnung der 

Gewerbe- und Einkommensteuer, (energetische) Unabhängigkeit, K reislaufwirtschaft  

ü Soziale Dimension der Nachhaltigkeit:  

× Soziale Integration zum Beispiel durch Schaffung von lebenswerten Gemeinschaften durch öffentli-

che Räume und Grünflächen sowie eine Vielfalt der Angebote (Einzelhandel, Dienstleistung, Wohn-

raum).  

× Förderung von Gesundheit und Wohlbefinden durch eine hohe Qualität der Innen - und Außenräume 

des Quartiers, den Zugang zu gesundheitlichen Dienstleistungen und Erholungseinrichtungen sowie 

Schutz der Luftqualität und Lärmminderung  

× Partizipation und Kommunikation über die Einbeziehung der Gemeinschaft und Interessengruppen 

in den Planungsprozess sowie die transparente Kommunikation über Entwicklungspläne und Fort-

schritte.  
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Die nachhaltige Gestaltung des geplanten Gewerbegebietes inklusive einer Zertifizierung hat ei-

nen positiven Einfluss auf die Zukunftssicherheit der in dem Gebiet getätigten Investitionen der 

das Gewerbegebiet entwickelnden Kommunen und der sich ansiedelnden Unternehmen. Bereits 

bei der Entwicklung und Erstbebauung angesetzte hohe städtebauliche und bautechnische Stan-

dards reduzieren das Risiko späterer klimapolitisch bedingter Nachbesserungen und Sanierungen. 

Die Werthaltigkeit der Investitionen wird damit verbessert und erhöht somit die Attraktivität des 

Gewerbegebietes für potenzielle Ansiedlungsinteressenten.  

2.2.4 Good-Practice-Beispiele nachhaltiger Gewerbequartiere 

In Deutschland sind mittlerweile zahlreiche Gewerbegebiete für eine nachhaltige Konzeption, 

Planung und Realisierung zertifiziert worden. Nachfolgend werden fünf  herausragende Beispiele 

und mit ihren zentralen Eigenschaften beschrieben.  

 

Projekt  LuneDelta  

  

Lage 

(Ort, beteiligte Kommunen, Hoheitsgebiet)  

¶ Seestadt Bremerhaven, Land Bremen 

¶ Zwischen den Flüssen Weser und Lune, im Süden der 

Stadt Bremerhaven, angrenzend an den Fischereiha-

fen und die dortigen Gewerbegebiete  

Beteiligte Kommunen  ¶ Stadt Bremerhaven 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ A27:m 3,5 km 

¶ B6, B71: 2,0 km,  

¶ Bahnhof: Bremerhaven: 6,5 km 

¶ Binnenhafen: Bremerhaven: 1,0 km  

¶ Seehäfen: Bremerhaven: 1,0 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche) 

¶ Gesamtgebiet (brutto): 150 ha  

¶ Verfügbare Gewerbefläche (netto): insg. ca. 94 ha  

¶ Sofort verfügbar: 0 ha  

¶ Später verfügbar: 94 ha 

¶ Größte verfügbare Parzelle: 14 ha  

¶ Fläche für Gemeinschaftseinrichtungen: 28 ha  

¶ Grünflächen/Parks: ca. 51 ha  

Grundstückspreis  ¶ Noch nicht bekannt  

Konzeption  ¶ Nach Übergang des Luneplate von Niedersachsen an 

Bremen 2010 (Staatsvertrag von 2009) ist eine ge-

werbliche Nutzung des nördlichen Teils der ansonsten 

zu großen Teilen unter Naturschutz stehenden Lune-

plate angedacht 

¶ Seit ca. 2018 besteht eine Konzeption zur für ein 150 

ha großes nachhaltiges Gewerbegebiet mit flexible n 

Flächenlösungen und Grundstückskategorien 

©  BIS Bremerhaven - https://innovati-

onsstandort.bis -bremerhaven.de/   ©  https://wego.here.com  
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¶ Als Testregion und Kompetenzzentrum für Wasserstoff 

sind die Erzeugung und Nutzung von erneuerbaren 

Energien sowie die naturnahe Gestaltung mit zu-

kunftsweisenden, auch sozialen Infrastruktur en zent-

rale Elemente  des Gewerbestandorts 

¶ Zielgruppe sind nachhaltig arbeitende Unternehmen 

aus dem Produktions-, F&E- und Dienstleistungsbe-

reich. Dabei soll auf Synergieeffekte zwischen be-

nachbarten Unternehmen geachtet werden, nicht nur 

in energetischen Belangen 

¶ Die Planungen für das Gebiet sind gemäß den Kriterien 

der Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen 

(DGNB) mit dem Platin-Status vorzertifiziert worden  

¶ Das Gebiet soll durch ein Gebietsmanagement beglei-

tet werden  

¶ 2023 haben vorbereitende Arbeiten zur Herrichtung 

der Flächen begonnen 

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Nachhaltig wirtschaftende Unternehmen aus dem 

Produktions-, F&E- und Dienstleistungsbereich insbe-

sondere mit Schwerpunkten in der Produktion und 

Nutzung von grüner Energie und grünem Wasserstoff 

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Städtische Wirtschaftsförderungsgesellschaft BIS Bre-

merhavener Gesellschaft für Wirtschaftsförderung 

und Stadtentwicklung mbH  

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ Kostenschätzung LuneDelta: 90 Mio. û 

¶ Förderzusagen von Stadt, Land, Bund und EU in Höhe 

von bis zu 90% der förderfähigen Kosten  

¶ Stammkapital der BIS Bremerhavener Gesellschaft für 

Investitionsförderung und Stadtentwicklung GmbH: 

470.000û 

¶ Im Jahrabschluss 2021 sind eine Kapitalrücklage in 

Hºhe von 3,2 Mio. û und eine Gewinnrücklage in 

Höhe von ca. 1,1 Mio. û ausgewiesen 

Weitere Informationen  Á www.innovationsstandort.bis-bremerhaven.de 

 

Projekt  TIP Innovationspark Nordheide  

  

Lage 

(Ort, beteiligte Kommunen, Hoheitsgebiet)  

¶ Stadt Buchholz in der Nordheide, Landkreis Harburg, 

Niedersachsen 

¶ Im Norden des Stadtgebietes direkt an der B75, ca. 2 

von der Anschlussstelle Dibbersen zur A1 entfernt 

¶ Angrenzend an bestehende Gewerbegebiete 

Beteiligte Kommunen  ¶ Stadt Buchholz 

Verkehrsanbindung  ¶ A1: 1,8 km 

¶ B75: 0,1 km,  

©  Wirtschaftsförderung im Landkreis Harburg 

GmbH (WLH) - https://tip -nordheide.eu/  ©  https://wego.here.com  

http://www.innovationsstandort.bis-bremerhaven.de/
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(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ Bahnhof: Buchholz i.d.N. : 5 km 

¶ Binnenhafen: Harburg: 20 km 

¶ Seehäfen: Hamburg 25 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet (brutto): 24,6 ha  

¶ Sofort verfügbar: 6,8 ha 

¶ Größte verfügbare Parzelle: 1,7 ha 

Grundstückspreis  ¶ 135,- û/m² (voll erschlossen); alternativ Pacht 78 ,- û 

+1,50 û/m²  und Jahr 

Konzeption  ¶ Konzeption als hochwertiges, technologiebezogenes 

Gewerbegebiet mit nachhaltiger Gestaltung seit ca. 

2015 

¶ Die Planungen des TIP Innovationsparks Nordheide 

sind 2019 gemäß den Kriterien der Deutschen Gesell-

schaft für nachhaltiges Bauen (DGNB) mit dem Gold-

Standard vorzertifiziert worden  

¶ Erschließung im Herbst 2021 abgeschlossen und aktu-

ell in der Besiedlung  

¶ Zielgruppen sind Unternehmen und Organisationen 

mit wissensbasierten Arbeitsplätzen  und technologie-

affiner Produktion sowie klassische Gewerbebetriebe  

¶ Seit August 2023 steht das TIP eigene 5G-Reallabor 

Unternehmen und Hochschulen eines der deutsch-

landweit leistungsfähigsten und flexibelsten 5G -Cam-

pusnetze für Forschung, Entwicklung und Technolo-

gietransfer zur Verfügung  

¶ Die Ansiedlung eines Technologiezentrums ist beab-

sichtigt  

Branchenstruktur / Unternehmen  ¶ Produktion, Handwerk, Handel, Dienstleistungen  

Organisationsform  

(Träger) 

¶ WLH Wirtschafts förderung im Landkreis Harburg mbH 

(Gesellschafter LK Harburg 80 %, EWE 10 %, Spar-

kasse Buxtehude 10 %) 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ Gezeichnetes Kapital der Wirtschaftsförderung im 

Landkreis Harburg GmbH: 1,0 Mio. û 

¶ Im Jahrabschluss 2021 sind eine Kapitalrücklage in 

Höhe von 0,2 Mio. û und eine Gewinnr¿cklage in 

Höhe von ca. 2,6 Mio. û ausgewiesen 

Weitere Informationen  Á https://tip -nordheide.eu/ 

 

Projekt  Brainergy Park J ülich  

(interkommunales Gewerbegebiet)  

  

Lage 

(Ort, beteiligte Kommunen, Hoheitsgebiet)  

¶ Stadt Jülich, Kreis Düren, Nordrhein -Westfalen 

¶ Im Norden der Stadt in der Nähe der Autobahn A44 

Aachen-Düsseldorf 

©  BRAINERGY PARK JÜLICH GmbH) - 

www.brainergy -park.de  

©  https://wego.here.com  
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Beteiligte Kommunen  ¶ Stadt Jülich, Gemeinden Niederzier und Titz sowie 

der Kreis Düren  

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen) 

¶ A44: 3,5 km 

¶ B55: 2,0 km,  

¶ Bahnhof: Jülich: 3 km 

¶ Binnenhafen: Neuss: 50 km 

¶ Seehäfen: Antwerpen 25 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet (brutto): 52 ha  

¶ Sofort verfügbar: 6,8 ha  

¶ Größte verfügbare Parzelle: 1,7 ha  

Grundstückspreis  ¶ 95 û ð 120 û / mĮ zzgl. USt. 

Konzeption  ¶ Interkommunales Gewerbegebiet der Kommunen 

Ju↓lich, Niederzier und Titz sowie de s Kreises Düren 

auf einem 52 Hektar großen brachliegenden Gelände 

der Deutschen Welle in J¿lich in der Strukturwandel-

region Rheinisches Revier (umfangreiche Fördermög-

lichkeiten  vorhanden) 

¶ Positionierung des Gewerbeparks als Dekarbonisie-

rungs-Hub mit den Themenbereichen Energie, Digita-

lisierung und Biotechnologie konzentriert  

¶ Umfangreiches Partnernetzwerk aus Forschung, Wirt-

schaft, Verwaltung und Politik : Kooperation mit der 

Fachhochschule Aachen (Campus Ju↓lich), dem  For-

schungszentrum Ju↓lich, dem Deutschen Zentrum f ür 

Luft - und Raumfahrt, der RWTH Aachen, dem zukünf-

tigen Fraunhofer Institut Open District Hub Research 

und dem Helmholtz -Cluster für nachhaltige und infra-

strukturkompatible Wasserstoffwirtschaft  sowie Ener-

gieversorgungs- und weiteren Wirtschaftsunterneh-

men 

¶ Im Zentrum des Brainergy Park Jülich entsteht mit 

dem Brainergy Hub ein Innovations- und Gründungs-

zentrum zur Belebung von Technologietransfer und 

Gründungsaktivitäten in der Region, ausgestattet mit 

Büros, Laboren, Simulationsflächen und Demonstrati-

onsplattformen  

¶ CO2-freies Energiesystem mit lokalen erneuerbaren 

Energien, Energiespeicher, Energienetzen und Wär-

mepumpen zur Versorgung der Anlieger mit Heiz-

wärme und Raumkühlung versorgen wird 

¶ Hohe städtebauliche und landschaftsplanerische Qua-

lität wird durch eine  obligatorische Gestaltungsguide-

line 

¶ Der Brainergy Park Jülich wurde 2019 gemäß den Kri-

terien der Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges 

Bauen (DGNB) mit dem Gold-Standard für Gewerbege-

biete, Kategorie Quartiere Neubau, vorzertifiziert  

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Der Gewerbeparks richtet sich primär an Unterneh-

men aus den Bereichen Energie, Digitalisierung und 

Biotechnologie. Gegenwärtig sind in erster Linie (For-

schungs-)Institute aus dem Themenbereich Energie-

wirtschaft ansässig, so zum Beispiel das Institut für 

nachhaltige Wasserstoffwirtschaft (INW)  und die mul-

tiTESS-Anlage - Solar-Institut Jülich der FH Aachen  

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Brainergy Park Jülich GmbH 
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Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ K. A. 

Weitere Informationen  Á www.brainergy-park.de 

 

Projekt  Neuer Huckepackbahnhof , HafenCity Hamburg  

  

Lage 

(Ort, beteiligte Kommunen, Hoheitsgebiet)  

¶ Freie und Hansestadt Hamburg 

¶ Zentrale Lage im Stadtgebiet östlich der Innenstadt 

und nordöstlich der Elbrücken (A255)  

Beteiligte Kommunen  ¶ Freie und Hansestadt Hamburg 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ A255: 1,0 km 

¶ B4/B75: 0,1 km  

¶ Bahnhof: Hamburg Hbf 2,5 km 

¶ Binnenhafen: Hamburg: 4 km 

¶ Seehäfen: Hamburg 4 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet (brutto): 11 ha  

¶ Sofort verfügbar: K. A  

¶ Größte verfügbare Parzelle: K. A.  

Grundstückspreis  ¶ K. A. 

Konzeption  ¶ In dem neunen Gewerbequartier soll sich u rbane Pro-

duktion und Gewerbe des 21. Jahrhunderts ansiedeln, 

ebenso produktionsbezogene Dienstleistungen, also 

Start-ups, Makerspaces, Kreativnutzungen und Ideen-

schmieden, zudem Hotels, Gastronomie, Kultur und 

soziale Infrastruktur, z. B. eine Kita  

¶ 2020 wurde der Neue Huckepackbahnhof als nachhal-

tiges Gewerbegebiet nach dem Platin -Standard der 

Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen vor-

zertifiziert  

¶ Urbane Produktion und Gewerbe des 21. Jahrhunderts 

soll auf  dem Neuen Huckepackbahnhof Gewerbebau-

ten neuen Typs stattfinden . Entwicklungs- und Pro-

duktionsabläufe sollen in f lexible n Geschossen mit 

Raumhöhen von 4,80 bis 8 Metern stärker vertikal in-

tegriert  und auch bedarfsgerecht den verschiedenen 

Anforderungen, etwa für Unternehmenssitze oder 

Forschung & Entwicklung, angepasst werden.  

¶ Zur Straße hin entstehen repräsentative Adressen, auf 

der Logistikseite zum Bahndamm hin eröffnet eine tie-

fer liegende, sehr flexible Ebene breite Möglichkeiten 

für Produktion, Anlieferung und Parken  

Branchenstruktur / Unternehmen  

 

¶ Bisher haben sich die Werkstätten und der Kulis-

senfundus der Hamburgischen Staatsoper ihren 

©  HENN - Architecture - 

www.henn.com  ©  https://wego.here.com  
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Betrieb mit ca. 70 hoch spezialisierten Arbeitsplät-

zen (Herbst 2018) sowie ein Hotel angesiedelt.  

¶ Insgesamt sollen bis zu 3.000 moderne Arbeitsplätze 

für gut qualifizierte Mitarbeiter:innen entstehen 

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Eigens gegründete Entwicklungsgesellschaft ăBillebo-

gen Entwicklungsgesellschaft GmbH & Co KGò, Toch-

ter der HafenCity Hamburg GmbH 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ Haftkapital der Billebogen Entwicklungsgesellschaft 

mbH & Co. KG: 2,0 Mio. û 

¶ Im Jahrabschluss 2021 sind eine Rücklage in Höhe 

von 23 Mio. û ausgewiesen 

Weitere Informationen  Á https://billebogen.de/huckepackbahnhof/ 

 

Projekt  Berlin  TXL Urban Tech Republic (UTR) Campus West 

  

Lage 

(Ort, beteiligte Kommunen, Hoheitsgebiet)  

¶ Bundeshauptstadt Berlin 

¶ Zentrale Lage nordwestlich der Innenstadt auf dem 

Gebiet des ehemaligen Flughafens Berlin-Tegel 

Beteiligte Kommunen  ¶ Bundeshauptstadt Berlin 

Verkehrsanbindung  

(Autobahn, Bundestraße, Personen- u. Gü-

terbahnhof, See-, Binnen- u. Flughafen)  

¶ A111: 1,0 km  

¶ Bahnhof: Berlin Hbf  6 km 

¶ Binnenhafen: Berlin: 4 km 

Fläche 

(Größe, verkaufte Fläche)  

¶ Gesamtgebiet Urban Tech Republic: 202 ha, davon 

147 ha Baufläche, 27 ha Grün- und Landschaftsfläche 

sowie 28 ha Verkehrsfläche 

¶ Gesamtfläche Campus West: 23 ha (brutto)  

¶ Bisher kein Grundstücksangebot  

Grundstückspreis  ¶ Bisher kein Grundstücksangebot 

Konzeption  ¶ Umnutzung des ca. 23 ha großen Kernbereichs des 

ehemaligen Flughafens Berlin Tegel mit den  Terminal-

gebäuden A, B, D und E, den Tower, den angrenzen-

den Freiflächen und Teile der Flughafen -Zufahrt  

¶ Vorgesehen ist künftige eine Nutzung als Forschungs- 

und Industriestandort für urbane Technologien durch 

Forschungs-, Labor- und Hochschuleinrichtungen so-

wie forschungsorientierte Gewerbe - und Dienstleis-

tungsbetrieb e in der sogenannten Urban Tech Re-

public (UTR) 

¶ B-Plan seit Ende 2021 rechtskräftig  

¶ Die Erschließung des Geländes und die Sanierung des 

Hauptterminals A sowie der Haupthalle mit Zentralge-

bäude (Terminal B) sollen 2024 beginnen 

¶ Entwicklung einer grünen Infrastruktur mit zentrale n 

Frei- und Erholungsräumen im Campusbereich 

©  Tegel Projekt GmbH, gmp -Archi-

tekten - https://tegelprojekt.de  ©  https://wego.here.com  
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geplant, darunter der ăCampusplatz Nordò und der 

ăLoop-Parkò mit einer integrierten, naturnahen Re-

genwasserbehandlungsanlage  

¶ Der UTR Campus West wurde 2016 gemäß den Krite-

rien der Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges 

Bauen (DGNB) mit dem Platin-Standard für Gewerbe-

gebiete, Kategorie Quartiere Neubau, vorzertifiziert  

Branchenstruktur / Unternehmen  ¶ Bisher keine Ansiedlungen im UTR 

Organisationsform  

(Träger) 

¶ Tegel Projekt GmbH 

Kosten 

(Verteilung Kosten u. Steuereinnahmen)  

¶ Gezeichnetes Kapital der Tegel Projekt GmbH:  

25.000 û 

¶ Im Jahrabschluss 2021 sind eine Gewinnrücklage in 

Höhe von ca. 0,4 Mio. û und ein Gewinnvortrag von 

ca. 0,8 Mio. û ausgewiesen 

Weitere Informationen  Á https://tegelprojekt.de 

Á https://berlintxl.de/ 

 

2.2.5 Erkenntnisse der Good-Practice-Betrachtung nachhaltiger Gewerbege-

biete 

Die aufgeführten  fünf  Good-Practice-Beispiele nachhaltiger  Gewerbegebiete stellen  eine Aus-

wahl aus den insgesamt 34 von der Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen (DGNB) seit 

Ende der 2000er Jahre zertifizierten Projekte n aus den Kategorien Businessquartiere, Gewerbe-

gebiete, Industriegebiete und Resorts 27 dar. Dabei stand im Vordergrund, nicht nur die Breite des 

Spektrums der zertifizierten Gewerbegebiete hervorzuheben , sondern auch die besonders her-

ausragende Qualität dieser Gewerbe- und Industriegebiete . Dennoch zeigen sich einige Gemein-

samkeiten in der Konzeption der betrachteten Gewerbequartiere , die allgemeine Beobachtungen 

im Kontext der Nachhaltigkeit vertiefen . 

Bezogen auf alle von der DGNB zertifizierten Gewerbe -, Industrie - und Businessgebiete ist fest-

zustellen, dass es sich bei den meisten um Projekte der letzten zehn Jahre handelt, die zu grö-

ßeren Teilen noch in der Planungs- und Umsetzungsphase sind. Die aktuellen Zahlen bestätigen 

dies. So sind etwa 2/3 der Zertifizierungen ab 2015 erfolgt , e in Drittel sogar erst seit 2020. Die 

Projekte sind hauptsächlich im städtischen Raum zu verorten, also in Mittel oder Großstädten 

oder deren unmittelbar benachbarten Gem einden. In Anbetracht der voraussichtlichen Lage des 

nachhaltigen interkommunalen Gewerbegebiets in der Wesermarsch im Süden der Stadt Norden-

ham und auf dem Gebiet der Gemeinde Stadland, wird diesem Umstand auch die Auswahl der 

vertieft betrachteten nachhaltigen G ewerbegebiete Rechnung getragen. So haben die Städte 

Buchholz i. d. Nordheide und Jülich, wo der TIP Innovationspark Nordheide und der Brainergy 

Park Jülich angesiedelt sind, eine ähnliche Größe wie Nordenham.  

 
27  https://www.dgnb.de/de/zertifizierung/dgnb-zertifizierte-projekte?tx_mqsolr_search[pa-

rams]=7e4217d6a97102f5a4430297f60852e4_3156 (zuletzt abgerufen am 05.03.2024) 
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Die angestrebten oder in Teilen auch bereits realisierten Branchenschwerpunkte der betrachte-

ten nachhaltigen Gewerbegebiete  liegen zumeist im Dienstleistungs- und Produktionsbereich, oft 

auch in Verbindung mit F&E-Vorhaben. Bei den produzierenden Betrieben handelt es sich meist 

um emissionsarme Fertigungsverfahren der sogenannten urbanen Produktion, vielfach auch um 

produktionsorientierte Dienstleistungen . Emissionsintensive Industrieunternehmen sind dagegen 

nicht zu finden . Die DNGB zertifiziert auch Industriestandorte insbesondere aus dem Automobil-

sektor. Dabei handelt es sich  vielfach um Werke eines Herstellers und anscheinend seltener um 

Industriegebiete zur allgemeinen Vermarktung.  

Eine wichtige Rolle spielt in mehreren der betrachteten nachhaltigen Gewerbegebiete der For-

schungs-, Innovations- und Technologieansatz, in vielen Fällen mit Bezug zu den Erneuerbaren 

Energien oder der Digitalisierung. Die Ansiedlung von Unternehmen mit wi ssensbasierten Arbeits-

plätzen und technologieaffiner Produktion soll durch eine Verknüpfung der Gebiete und ihrer Un-

ternehmen mit Forschungs-, Labor- und Hochschuleinrichtungen unterstützt werden. In verschie-

denen nachhaltigen Gewerbegebieten ist aus diesen Gründen die Ansiedlung von Innovations-, 

Technologie- und Gründerzentren vorgesehen oder bereits erfolgt. Dort oder in der Nachbar-

schaft sollen sich bevorzugt auch Forschungsinstitute und Entwicklungseinrichtungen sowie Hoch-

schuldependancen ansiedeln bzw. haben sich angesiedelt. 

Bei den klassischen Standortfaktoren eint die betrachteten nachhaltigen Gewerbegebiete ein 

größerer Flächenansatz im mindesten zweistelligen Hektarbereich, teilweise auch im unteren 

dreistelligen Hektarbereich. Dann ist jedoch eine abschnittsweise Entwicklung des Gesamtareal 

vorgesehen, sodass vielfach einzelne Bauabschnitte mit einer Größe von 20 bis 50 ha Bruttoge-

werbefläche und damit in einer Größe der kleinen bis mittleren Gesamtgebiete entstehen. Die 

größten Einzelparzellen liegen nach Angaben der Vermarkter bei mindestens 1,5 bis 2,0 ha, ver-

einzelt ð wie im LuneDelta ð auch bei 14 ha. 

Die Verkehrsanbindung ist bei allen Gewerbegebieten als sehr gut zu bezeichnen. So sind Auto-

bahnanschlussstellen entweder dem Gebiet unmittelbar benachbart oder in weniger als 5 Kilo-

metern zu erreichen. Auch Personenbahnhöfe sind meist in wenigen Kilometern Entfernung vor-

handen, eine ÖPNV-Anbindung im Gebiet gegeben. Einen Gleisanschluss weist dagegen keines 

der Gebiete auf.  

Die hohe Lagegunst der betrachteten Gewerbegebiete, ihre gute Verkehrsanbindung und die 

städtebauliche Qualität gehen mit Grundstückspreisenð sofern diese schon bekannt sindð von 90,-

û bis û 135,- zuzüglich Mehrwertsteuer. Sie bewegen sich damit in ihrem jeweiligen regionalen 

Umfeld im höheren Bereich . Darin schlagen sich neben den genannten Standortqualitäten auch 

die höheren Herstellungskosten nieder, die z.T. auch aus der Umsetzung der Nachhaltigkeitsan-

forderungen resultieren.  

Die Nachhaltigkeitsaspekte finden in den betrachteten Gewerbegebieten zumeist bereits in der 

räumlichen Konzeption Berücksichtigung. So werden im Gebiet größere Grün - und Freiflächen 

vorgesehen, die entweder im Sinne der ökologischen Nachhaltigkeit naturnah gestaltet und bei-

spielsweise für eine dezentrale Regenwasserversickerung genutzt werden oder für Begegnungen 

und Veranstaltungen, also zur Umsetzung der sozialen Nachhaltigkeitskomponente , vorgesehen 
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sind. Der Anteil der veräußerbaren Nettogewerbefläche am gesamten Entwicklungsgebiet (der 

Bruttofläche) fällt somit bei nachhaltigen Gewerbegebieten niedriger aus als bei herkömmlichen 

Gebieten. Weiterhin werden der Umweltverträglichkeit und dem Klimaschut z Rechnung getra-

gen, indem die Energieeffizienz und die Nutzung erneuerbare Energien in vielen Gebieten eine 

zentrale Rolle einnehmen, um Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Dem gleichen Ziel dienen 

ÖPNV-Anschlüsse und moderne Mobilitätskonzepte. Vielfac h spielt auch eine nachhaltige Was-

sernutzung und Abwassermanagement sowie die Ressourceneffizienz eine wichtige Rolle.   

Die soziale Dimension der Nachhaltigkeit wird über die Begegnungs- und Veranstaltungsflächen 

hinaus teilweise auch die Betreuungs- und Versorgungseinrichtungen im Gebiet aufgegriffen. In 

mehreren Gebieten finden sich so Kindertagesstätten, aber auch Gastronomie - und Einzelhan-

delsangebote.  

Die wirtschaftliche Dimension der Nachhaltigkeit ist teilweise auch über die Konzeption der Ge-

biete zu erreichen. Hier spielt der Branchenzuschnitt eine wesentliche Rolle. Die Ausrichtung auf 

innovationsfreudige und technologieorientierte Unternehmen sowie Schnittstellen zu Forschung 

und Entwicklung sind hier Ansatzpunkte, die jedoch in der späteren Ansiedlungsphase beherzigt 

werden müssen. Gleiches gilt für die Beachtung von Nachhaltigkeitsgesichtspunkte bei der Un-

ternehmensführung.   

Insgesamt zeigt sich, dass in den betrachteten nachhaltigen Gewerbegebieten die drei Dimensio-

nen der Nachhaltigkeit in unterschiedlichem Maße berücksichtigt werden. Dies schlägt sich auch 

in einer unterschiedlichen Qualität der Zertifizierung nach Silber-, Gold- oder Platin -Standard 

nieder. Auch ist eine unterschiedliche Gewichtung der drei Nachhaltigkeitsdimensionen Ökolo-

gie, Ökonomie und Soziales zu erkennen. Der Schwerpunkt liegt schon aufgrund der Zuständig-

keit der planenden Gebietskörpersc haften in der ökologischen Nachhaltigkeit der Gewerbege-

biete, die durch die Anforderungen der Bauleitplanung zu definieren ist. Die soziale Dimension 

der Nachhaltigkeit kann dagegen durch die Planungsträger weniger intensiv adressiert werden, 

zumeist durch die Anlage von Frei- und Begegnungsflächen oder die Ansiedlung von Betreuungs- 

und Versorgungsangeboten. Deren Betrieb und wirtschaftlicher Erfolg liegt jedoch nur bei (Kin-

der-)Betreuungsangeboten im Zuständigkeitsbereich der öffentlichen Hand. Die wirtschaftliche 

Nachhaltigkeit kann hingegen nur durch die Positionierung des Gewerbegebietes und eine sorg-

fältige Auswahl der ansiedlungswilligen Betriebe beeinflusst werden. Dabei kann auf vertragliche 

Regelungen im Kaufvertrag oder auf Selbstverpfli chtungen der Unternehmen zurückgegriffen 

werden. Deren Einhaltung muss jedoch anschließend auch überprüft werden.    

2.2.6 Fazit 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass eine nachhaltige Konzeption und Entwicklung von Ge-

werbegebieten in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen hat. Dies lässt sich 

beispielsweise aus der Zahl der Zertifizierungen ablesen, die die Deutsche Gesellschaft für nach-

haltiges Bauen für Gewerbegebiete vorgenommen hat. Dabei kommt ein umfassender Nachhal-

tigkeitsbegriff zur Anwendung, der nicht nur ökologische, sondern auch ökonomische und soziale 

Gesichtspunkte und damit alle drei Dimensionen der Nachh altigkeit berücksichtigt. Die vorste-

hend vertieft betrachteten Gewerbegebiete verdeutlichen, dass sich nachhaltige 
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Gewerbegebiete durch eine besondere Wertigkeit von klassischen Gewerbegebieten abgrenzen. 

Vergleichsweise hohe Herstellungskosten führen zu im regionalen Vergleich zu überdurchschnitt-

lichen Grundstücksverkaufspreisen. Für die Akzeptanz am Markt sind somit auch hohe Standards 

bei den klassischen Standortfaktoren erforderlich.  

Die überdurchschnittlichen Kosten sowohl für die Entwicklung eines nachhaltigen Gewerbegebie-

tes als auch für die Unternehmensstandorte rentieren sich jedoch durch eine hohe Zukunftssi-

cherheit der getätigten Investitionen. Hohe Standards bei den Betriebsgeb äuden und in deren 

Umfeld sichern den sich ansiedelnden Unternehmen langfristig eine n hohen Marktwert der Immo-

bilien. Dafür ist jedoch eine intensivere Betreuung von nachhaltigen Gewerbegebieten geboten, 

um die realisierten Standards auch dauerhaft, zum Be ispiel bei Expansionen oder einem Eigentü-

merwechsel, zu gewährleisten. Dies dient nicht nur dem Erhalt der Zertifizierung des Gesamtge-

bietes, sondern auch der Sicherung der überdurchschnittlichen Investitionen der Unternehmen in 

einen nachhaltigen Unterneh mensstandort. Dafür ist auch das Nachbarschaftsumfeld von zentra-

ler Bedeutung.  

In Bezug auf das geplante nachhaltige interkommunale Gewerbegebiet in der Wesermarsch (niG) 

ist von den vorstehend vertieft betrachteten nachhaltigen Gewerbegebieten vor allem das in der 

Planung befindliche Industrie - und Gewerbegebiet ăLuneDeltaò in der Seestadt Bremerhaven von 

Interesse, für das ca. 90 Mio. û Investitionsvolumen kalkuliert sind und f¿r das 90% Fºrderung 

durch Bund und Land aus der Gemeinschaftaufgabe / GRW ăhochwertige wirtschaftsnahe Infra-

strukturò gewªhrt werden.  
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3 Ausgangslage im nºrdlichen Landkreis Wesermarsch 

3.1 Der Suchraum im Umfeld des Wesertunnels 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2019 für den Landkreis Wesermarsch ist ð unter anderem 

basierend auf Konzeptionen des Planungsbüros regecon zur Gewerbeflächenentwicklung aus den 

Jahren 2009 und 201128 - eine ca. 138 ha große Fläche im Süden der Stadt Nordenham und im 

Norden der Gemeinde Stadland als Vorbehaltsgebiet für industrielle Anlagen und Gewerbe darge-

stellt. Um der Lagegunst der Flächen innerhalb der Region und den daraus resultierenden Ent-

wicklungspotenzialen Genüge zu tun, ist eine En twicklung der Flächen als interkommunales Ge-

werbegebiet angedacht. Da allerdings viele Aspekte des Vorhabens, wie zum Beispiel die Flä-

chenverfügbarkeit, die Raumwiderstände oder der geeignete Zuschnitt ,  zum jetzigen Zeit punkt 

noch ungeklärt sind, erfolgt in der vorliegenden Bedarfsanalyse die Untersuchung eines größeren 

Suchraums. Dieser umfasst in einer schematischen Abgrenzung eine quadratische Fläche von je-

weils ca. 2,5 km und bezieht neben den bereits in der Raumordnung fest gesetzten Flächen wei-

tere ca. 500 ha Fläche in die Prüfung mit ein. Ziel ist nicht die Vergrößerung des geplanten Ge-

werbegebiets, sondern eine Optimierung des Flächenzuschnitts bei einer Gesamtgröße von  bis zu 

150 ha Bruttogewerbefläche , je nach vorgefundenen Rahmenbedingungen. 

Abb. 6  Lage des Suchraums für ein interkommunales Gewerbegebiet im Landkreis Weser-

marsch  (roter Kasten) und Abgrenzung des Betrachtungsraums (gelbe Flächen)  

 

Quelle: regecon 

 
28  Ramms, Thilo, 2011, a.a.O., sowie Ramms, Thilo und Cornelia Ramms: Gewerbeflächenvermarktung an der We-

sermündung; regecon Gutachten im Auftrag der Städte Bremerhaven, Langen und Nordenham sowie der Gemein-
den Loxstedt und Schiffdorf (Region Wesermündung), Tostedt 2009 

Suchraum 
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Die Analyse der sozioökonomischen Ausgangssituation im nördlichen Landkreis Wesermarsch er-

folgt anhand von statistischen Gemeindedaten des Landkreises Wesermarsch, die zu Vergleichs-

zwecken zu den Werten der benachbarten Landkreise und kreisfreien Städte sowie dem gemein-

samen Wert der Länder Niedersachsen und Bremen als übergeordnetem Raum gegenübergestellt 

werden. Das zur Unterscheidung vom Suchraum für den konkreten Standort des niG als Betrach-

tungsraum bezeichnete Gebiet ist in Abb. 6 durch die hellgelbe Einfärbung kenntlich gemacht.  

 

3.2 Lage, Infrastruktur und Raumplanung 

3.2.1 Lage und Erreichbarkeit 

Der Suchraum für das zu prüfende nachhaltige interkommunale Gewerbegebiet im Landkreis We-

sermarsch liegt im Norden des Bundeslandes Niedersachsen und erstreckt sich über das südliche 

Gebiet der Stadt Nordenham und das nördlichen Gemeindegebiet der Gemeinde Stadland. Der 

Suchraum liegt damit im Süden der  Halbinsel Butjadingen, die westlich vom Jadebusen, nördlich 

von der Nordseeküste und östlich von der Weser begrenzt wird. Während der Norden und Westen 

der Halbinsel touristisch geprägt sind, befinden sich direkt an der Weser in jeweils ca. 10 km 

Entfernung die beiden leistungsfähigen Hafenanlagen in Nordenham und Brake sowie ausge-

dehnte Industrieanlagen  (Flugzeug- und Metallbau sowie Chemische Industrie) in Nordenham. In 

unmittelbarer Nähe des Prüfraums liegt der Standort des stillgelegten Kernkraftwerks Unterwe-

ser, der durch leistungsfähige H öchstspannungsleitungen mit dem europäischen Stromnetz ver-

bunden ist. Die Anlandung von Offshore-Leitungen zu den Windenergieparks in der südlichen 

Nordsee ist dort in d er Planung, ebenso der Bau einer Konverterstation.  

Die landseitige Verkehrsanbindung erfolgt über die Bundesstraßen B 212 und B 437, die den 

Suchraum mit den Autobahnen A27 Bremen ð Bremerhaven (ca.11 km) und A29 Oldenburg -Wil-

helmshaven (ca. 30 km) sowie der Stadt Bremen (ca. 55 km) verbinden. Hervorzuheben ist der 

2004 eröffnete Wesertunnel  im Verlauf der B 437 zwischen Kleinensiel (Gemeinde Stadland) und 

Dedesdorf (Gemeinde Loxstedt, östl. der Weser), der als Teil der Küstenautobahn A 20 bereits 

vierspurig konzipiert und gebaut ist und zusammen mit dem i m weiteren Verlauf bis zur A 27 

meist dreispurigen Ausbau der B 212 eine autobahnähnliche Anbindung des Suchraums gewähr-

leistet. Von Stadland aus Richtung Westen ist die B 437 jedoch nicht dreispurig ausgebaut.  

Die geplante Küstenautobahn A 20 wird voraussichtlich zukünftig den Suchraum unmittelbar que-

ren (siehe auch Kapitel 3.5.2). Damit wird sich die verkehrliche Erreichbarkeit des geplanten in-

terkommunalen Gewerbegebiets deutlich verbessern. Die A 20 ist nach der vollständigen Fertig-

stellung als europäische Magistrale von den Niederlanden bis nach Polen zu betrachten, die viele 

wichtige Hafenstandorte der Nordrange miteinander verbindet und eine Umfahrung der überlas-

teten Großräume Hamburg und Bremen ermöglicht. Dadurch würde sich die derzeit vergleichs-

weise periphere Lage des Suchraums erheblich verbessern.  

Im Schienenverkehr wird der Suchraum von der eingleisigen, elektrifizierten Hauptstrecke Hude ð 

Nordenham tangiert, die das Gebiet an die Hauptstrecke Bremen ð Oldenburg anbindet. Eine 

Gleisanbindung des geplanten Gewerbegebiets ist damit prinzipiell mögli ch. 
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3.2.2 Stadt-, regional- und landschaftsplanerische Beurteilung  

Im Rahmen der Potenzialanalyse für ein interkommunales Gewerbegebiet im Landkreis Weser-

marsch wurden neben den wirtschaftlichen auch die raumplanerischen Belange untersucht. Hier-

für erfolgte eine Auswertung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP), des Landschafts-

rahmenplans des Landkreis Wesermarsch sowie der Flächennutzungspläne Nordenham und Stadt-

land und weiterer für die Planung relevanter Informationen (siehe Abb. 7 und Abb. 8). Der Such-

raum stellt dabei keine genaue Flächenabgrenzung dar, sondern ein  Gebiet, das eine ca. 500ha 

große Fläche um den Kreuzungsbereich der B437 mit der B212 abdeckt. Hierdurch wird deutlich, 

dass derzeit noch keine konkreten Flächen für die mögliche Entwicklung eines nachhaltigen in-

terkommunalen Gewerbegebietes Wesermarsch feststehen. Auf Ebene der vorliegenden Potenzi-

alanalyse werden demzufolge entsprechend ausschließlich übergeordnete Raumwiderstände un-

tersucht. Im Rahmen einer zur konkreten Entwicklung notwendige n vorbereitenden und verbind-

lichen Bauleitplanung erfolgen dann in einem weiteren Schritt flächenbezogene städtebauliche 

und naturschutzfachliche Untersuchungen.  

Der Untersuchungsraum befindet sich gemäß des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 

des Landkreis Wesermarsch aus dem Jahr 2019 im Kreuzungsbereich einer Hauptverkehrsstraße 

(B212), sowie einer im RROP des Landkreis Wesermarsch dargestellten Autobahn. Hierbei han-

delt es sich um die A20 (Küstenautobahn) die sich derzeit noch in Planung befindet. Im Kreu-

zungsbereich der beiden Straßen ist eine Anschlussstelle dargestellt.  

Das RROP stellt für einen großen Teil der Flächen Vorbehaltsgebiete für industrielle Anlagen und 

Gewerbe dar. Diese befinden sich nördlich und südwestlich der geplanten Anschlussstelle. In der 

beschreibenden Darstellung zum RROP des Landkreis Wesermarsch wird dazu ausgef¿hrt: ăDas in 

der zeichnerischen Darstellung festgelegte Vorbehaltsgebiet Industrielle Anlagen und Gewerbe 

im Kreuzungsbereich der geplanten A20 ð Küstenautobahn und der Bundesstraße 212 soll als in-

terkommunales Gewerbegebiet entwickelt werd en.ò29  

Ein Teilbereich dieser Fläche wurde bereits durch den Bebauungsplan Nr. 099 ăAm Wesertunnelò 

der Stadt Nordenham entwickelt. Ein Entwicklungsansatz durch Betriebe des Baugewerbes ist 

hier bereits vorhanden. Die Fläche ist entsprechend als gewerbliche Baufläche im Flächennut-

zungsplan der Stadt Nordenham dargestellt. Die Fläche nördlich des Gewerbegebietes wird als 

Dorfgebiet (MD) dargestellt. Durch den geplanten Bau der A20, die im Kreuzungsbereich der B 

212 eine Anschlussstelle erhalten soll,  sowie die Nähe zum Wesertunnel wurde hier im Rahmen 

der Raumordnung ein besonderes Potenzial für eine gewerbliche und industrielle Nutzung gese-

hen, das von den kreisangehörigen Kommunen genutzt werden kann. Bereits auf Ebene der 

Raumplanung erfolgte durch den Landkreis Wesermarsch eine Raum- und Wirtschaf tsmarktana-

lyse, aus der als Ergebnis die hier dargestellten Flächen als Grundsatz der Raumordnung hervor-

gehen, um Raum für eine größere gewerbliche Entwicklung zur Verfügung stellen zu können. 30  

 
29  Landkreis Wesermarsch: Regionales Raumordnungsprogramm 2019 für den Landkreis Wesermarsch - Beschrei-

bende Darstellung, Brake 2020, Kap. 2.1, Absatz 03, Satz 2 

30  Landkreis Wesermarsch: Regionales Raumordnungsprogramm 2019 für den Landkreis Wesermarsch - Begrün-
dung, Brake 2019, Kap. 2.1., Seite 19-21 
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Im östlichen Grenzbereich des Untersuchungsraumes wird im RROP ein Vorbehaltsgebiet für Na-

tur und Landschaft dargestellt. Der Landschaftsrahmenplan des Landkreis Wesermarsch aus dem 

Jahr 2016 stellt diese Fläche als einen Bereich mit hoher, im nördlichen Bereich sogar mit sehr 

hoher Bedeutung für die Gastvogelbewertung dar. Er sieht die Voraussetzungen für ein potenzi-

elles Naturschutzgebiet erfüllt. Im Rahmen einer Bauleitplanung ist diese Darstellung als Grund-

satz der Raumordnung zu berücksichtigen, womit diese Flächen für eine gewerbliche Entwick-

lung eher nicht zur Verfügung stehen.  

Das Beckumer Sieltief im südlichen Teil des Untersuchungsraumes ist im RROP als linienhaftes 

Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft dargestellt. Es handelt sich um einen Habitatkorridor 

für wandernde Arten wie Fische, Muscheln oder Fischotter und ist im  Rahmen einer konkreten 

Planung zu berücksichtigen.  

Eine kleinteilige Fläche im nordöstlichen Teil des Untersuchungsraumes ist im RROP des Land-

kreis Wesermarsch als Vorbehaltsgebiet für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung 

dargestellt. Diese Fläche schließt nördlich an das Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft an.  

Südöstlich des im RROP dargestellten Knotenpunktes der Bundesstraße 212 mit der geplanten Au-

tobahn A20 ist ein Vorbehaltsgebiet für landschaftsbezogene Erholung als Grundsatz der Raum-

ordnung dargestellt. Die Flächenausweisung erfolgt aufgrund der Ausprägun g des Landschaftsbil-

des, das sich hierfür besonders eignet.  

Darüber hinaus verlaufen verschiedene ober- und unterirdische Leitungen, wie eine Ölleitung der 

Nord-West-Ölleitung GmbH, zwei 380kV Elektroleitungen sowie eine Unterirdische Gasleitung 

durch das Plangebiet. Im Rahmen einer verbindlichen Bauleitplanung sind diese inklusive der 

durch die Leitungsträg er geforderten Sicherabstände zu berücksichtigen.  

An der südöstlichen Ecke des Untersuchungsraumes ragt die Fläche eines Bestandswindparks in 

den Untersuchungsraum. Weiter in Richtung Osten, angrenzend an die Weser, befindet sich das 

ehemalige Kernkraftwerk Unterweser  sowie das Brennelemente-Zwischenlager Unterweser.  

Östlich des Untersuchungsraumes verläuft eine Haupteisenbahnstrecke, die im Bereich des ehe-

maligen Kernkraftwerks Anschlussgleise für Industrie und Gewerbe hat. In der nordöstlich gele-

genen Ortschaft Kleinensiel gibt es darüber hinaus eine n Bahnhaltepunkt an der Strecke Norden-

ham-Hude-Bremen.  

Im Untersuchungsraum liegen verschiedene Bodendenkmale, die im Denkmalkataster des Land-

kreis Wesermarsch aufgeführt sind. Hierbei handelt es sich überwiegend um Wurten, künstlich 

geschaffene Erdhügel, auf denen früher die Hofstellen sowie teilweise kleine Dörfer errichtet 

wurden. Diese sind ebenfalls im Rahmen einer konkreten Gebietsabgrenzung zu berücksichtigen.  

Darüber hinaus befinden sich in unmittelbarer Umgebung der beiden Bundesstraßen (B 212 sowie 

B 437) gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG, die ebenfalls zu erhalten und damit 

im Rahmen einer nachgelagerten Planung zu berücksichtigen sind.  
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Abb. 7  Raumordnernische Darstellung des Suchraums für ein interkommunales Gewerbegebiet  

 

Quelle: Diekmann ð Mosebach & Partner auf Basis der aufgeführten Planungsunterlagen  
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Abb. 8  Weitere Raumwiderstrände im Suchraum des interkommunalen Gewerbegebiets  

 

Quelle: Diekmann ð Mosebach & Partner auf Basis der aufgeführten Planungsunterlagen 
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Weitere einer Planung entgegenstehenden Belange liegen auf Grundlage der ausgewerteten In-

formationen nicht vor. Im Rahmen konkreterer Planungen sind alle hier ausgewerteten sowie 

weitere für die Planung relevanten Belange zu untersuchen und auszuwerten.  

Als Ergebnis der Auswertung der raumbedeutsamen Planungen und Grundlagen ist festzustellen, 

dass sich Teile des Untersuchungsgebietes grundsätzlich gut für die Entwicklung eines nachhalti-

gen interkommunalen Gewerbegebietes eigenen. Bereits der Landkreis Wesermarsch hat im Rah-

men der Neuaufstellung seines Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) im Jahr 2019 die ge-

nerelle Eignung von drei Einzelflächen nördlich und südwestlich des geplanten Verke hrsknoten-

punktes ermittelt und eine entsprechende Ausweisung vor genommen. Dies ist durch die vorhan-

dene sowie geplante verkehrliche und technische Infrastruktur sowie weniger entgegenstehender 

Belange zu begründen.  

Im Rahmen einer für die Entwicklung des Gebietes notwendigen Bauleitplanung sind auf Grund-

lage einer konkreten Flächenplanung die vorhandenen Konflikte auszuwerten und Vorgaben für 

eine geplante nachhaltige und interkommunale Ausrichtung unter Berücksichti gung der verschie-

denen Anforderungen der beteiligten Akteure zu treffen.  

 

3.3 Wirtschaftliches Umfeld des Landkreises Wesermarsch 

3.3.1 Vorbemerkung 

In diesem Abschnitt wird untersucht, ob sich das wirtschaftliche Umfeld des geplanten interkom-

munalen Gewerbegebiets für die Entwicklung des beabsichtigten Vorhabens eignet und ausrei-

chende Potenziale für eine erfolgreiche Umsetzung des Gewerbegebietes liefert. Dazu werden 

die Belegenheitskommunen, der Landkreis Wesermarsch und die angrenzenden Landkreise und 

kreisfreien Städte (zusammen der Betracht ungsraum, vgl. Abb. 6) betrachtet und mit dem über-

geordneten Raum, den Ländern Niedersachsen und Bremen, verglichen. Es werden jeweils die 

aktuellsten Daten verwendet und Entwicklungen gegenüber 2015 dargestellt.  

Tab. 2.  Bevölkerungsstand und -entwicklung  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen 

  

2015 2022 absolut in %

Nordenham,Stadt          26.325 26.308 -17 -0,1

Stadland                 7.476 7.528 52 0,7

Übrige Kommunen LK Wesermarsch 55.438              55.732              294 0,5

Angrenzende nieders. Landkreise 975.773           1.007.711        31.938 3,3

Bremen + Niedersachsen 8.598.088        8.825.106        227.018 2,6

Einwohner insgesamt Veränderung
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3.3.2  Bevölkerungs-

entwicklung  

Der Betrachtungsraum, be-

stehend aus dem Landkreis 

Wesermarsch und den an-

grenzen Landkreisen und 

kreisfreien Städten,  hatte 

Ende 2022 insgesamt etwa 

1,1 Mio. Einwohner. Davon  

entfallen etwa 89.000 auf 

den Landkreis Wesermarsch 

und wiederum 26.300 auf die 

Stadt Nordenham und ca. 

7.500 auf die Gemeinde Stad-

land.  

Die Bevölkerungsentwicklung 

gegenüber dem Jahr 2015 ist 

in der Gemeinde Stadland 

und dem Landkreis Weser-

marsch insgesamt leicht posi-

tiv (0,5 % bzw. 0,7 %, vgl. 

Tab. 2), liegt aber deutlich 

unter der Entwicklung in den 

angrenzenden Landkreisen 

(+3,3 %) und den Ländern 

Niedersachsen und Bremen 

(+2,6 %). In Nordenham ist 

die Einwohnerzahl dagegen 

gegenüber 2015 leicht  

(-0,1 %) zurückgegangen.  

In einer Differenzierung nach 

Altersklassen entwickeln sich 

in allen betrachteten Ge-

bietskörperschaften und 

Raumebenen die Gruppen der 

unter 15-jährigen, 25 - bis 45-

jährigen und der über 65 -jäh-

rigen positiv, während die 

Gruppen der jungen Erwach-

senen von 25 bis 45 Jahren 

und der älteren Erwachsenen 

Abb. 9  Bevölkerungsentwicklung von 2015 bis 2022 in %  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder, eigene Berechnungen 

Abb. 10  Bevölkerungsentwicklung nach Altersklassen von 

2015 bis 2022 in %  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder, eigene Berechnungen 
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zwischen 45 und 65 Jahren schrumpfen. Bei den jungen Erwachsenen handelt es sich dabei um 

eine für nicht -urbane Räume typische Entwicklung, die insbesondere auf ausbildungsbezogenen 

Wanderungen beruht.  

Tab. 3.  Bruttoinlandsprodukt (nominal)  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen  

In den mittleren Altersklassen von 25 bis 65 Jahre verläuft die Bevölkerungsentwicklung etwa auf 

dem Niveau der übergeordneten Räume. Dem gegenüber fällt sie bei den Kindern und Jugendli-

chen unter 15 Jahren niedriger, bei den Senioren über 64 Jahren dagegen besser aus als im 

Durchschnitt der Länder Niedersachsen und Bremen. 

3.3.3 Wirtschaftskraft und -entwicklung 

Der Landkreis Wesermarsch weist in wirtschaftlicher Hinsicht eine deutlich überdurchschnittliche 

Produktivitªt (77.300 û Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstªtigen, Niedersachsen und Bremen: 

73.300 û/EWT) und ein überdurchschnittliches Wirtschaftswachstum (BIP nominal +16,3 % zw. 

2015 und 2020, Niedersachsen und Bremen +14,2 %; vgl.  Tab. 3) auf. Insbesondere in der hohen 

Produktivität manifestiert sich die im Landkreis Wesermarsch stark vertretene Industrie.  

Tab. 4.  Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort und Beschäftigtenbesatz  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen  

Die Wirtschaftskraft fªllt dagegen mit 35.500 û Bruttoinlandsprodukt je Einwohner im Jahr 2020 

niedriger aus als in der übergeordneten räumlichen Ebene, den Länder Niedersachsen und Bre-

men, mit 38.400 û je Einwohner. Dieses angesichts der vorangegangenen Werte bemerkenswert 

niedrige Ergebnis ist jedoch als statistisches Artefakt zu bewerten, das durch die suburbane Lage 

des Landkreises Wesermarsch und die vielen Auspendler in die benachbarten Großstädte 

ƛƴ aƛƻΦ ϵ je Erwerbstä-

ǘƛƎŜƴ ƛƴ ϵ

je 

Einwohner 

2020 absolut in % 2020 2020

Wesermarsch, LK              3.147 441 16,3 77.322 35.542

Angrenzende LKs u. kreisfr. Städte 63.135          5.947 10,4 69.709          37.780          

Bremen + Niedersachsen 333.443        41.550 14,2 73.334          38.419          

Bruttoinlandsprodukt (nominal)

Veränderung

ggü. 2015

je 1.000 

Einwohner

2015 2021 absolut in % 2021

Nordenham,Stadt          10.113 10.875 762 7,5 413

Stadland                 1.611 1.567 -44 -2,7 208

Übrige Kommunen LK Wesermarsch 16.292 18.632 2.340 14,4 334

Angrenzende LKs u. kreisfr. Städte 607.097           672.037           64.940 10,7 397                   

Bremen + Niedersachsen 3.095.201        3.396.024        300.823 9,7 385                   

Soz.-pfl. Beschäftigte am Arbeitsort

Anzahl insgesamt Veränderung
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Bremen, Bremerhaven und Oldenburg zu erklären ist.  Die gleichen Gründe verursachen auch den 

mit 347 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten je 1.000 Einwohner u nterdurchschnittlichen 

Beschäftigtenbesatz des Landkreises Wesermarsch. Der Wert liegt dabei aber deutlich über dem 

vieler anderer suburbaner Landkreise.  

Der Beschäftigtenbesatz 

des übergeordneten 

Raums, in diesem Fall der 

Länder Niedersachsen und 

Bremen mit 385 soz.-pfl. 

Beschäftigte je 1.000 Ein-

wohner, gibt dabei den 

Wert an, bei dem - theore-

tisch31 ð alle Einwohner ei-

nes Gebietes auch vor Ort 

arbeiten können. Mit 413 

soz.-pfl. Beschäftigte je 

1.000 Einwohnerliegt der 

Beschäftigtenbesatz der 

Stadt Nordenham über 

dem Landeswert und doku-

mentiert damit die für ein 

Mittelzentrum üblich über-

durchschnittliche Wirt-

schaftskraft der Stadt. In 

der benachbarten Ge-

meinde Stadland liegt der 

Beschäftigtenbesatz mit 

208 soz.-pfl. Beschäftigte 

je 1.000 Einwohner dage-

gen auf einem niedrigen 

Niveau. Es wiederholt sich damit auf kleinräumiger Stadt -Umlandebene das, was bereits auf der 

Kreisebene für den Landkreis Wesermarsch festzustellen war.  

Anhand der Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten lässt sich die Wirtschaftsent-

wicklung kleinräumiger auch für die Belegenheitskommunen Nordenham und Stadland nachvoll -

ziehen (Tab. 4 und Abb. 11). Dabei zeigt sich, dass die Gemeinde Stadland als einzige Kommune 

im Landkreis Wesermarsch gegenüber 2015 mit-2,7 % eine negative Beschäftigungsentwicklung 

zu verzeichnen hat. In der Stadt Nordenham liegt die Beschäftigungsentwicklung mit +7,5 % un-

ter dem Wert der Länder Niedersachsen und Bremen. Besonders positiv ist die  

 
31  Tatsächlich führen Unterschiede zwischen den Qualifikationen der Bevölkerung und den Anforderungen der Unter-

nehmen bei einer gegebenen Arbeitslosigkeit in der Regel zu Pendlerbewegungen, selbst wenn vor Ort ausrei-
chend Arbeitsplätze vorhanden sind. 

Abb. 11  Beschäftig ungsentwicklung von 2015 bis 2022 in %  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder, eigene Berechnungen 
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 Beschäftigungsentwicklung dagegen in den Wesermarsch-Kommunen Ovelgönne (+27,9 %), Berne 

(+20,2 %) und Brake (+18,8 %). 

3.3.4 Wirtschaftsstruktur 

Der Beschäftigtenbesatz in 

den Wirtschaftsbereichen 

(siehe Abb. 12) zeigt die hohe 

Bedeutung des Produzieren-

den Gewerbes ð dazu gehört 

die klassische Industrie ge-

nauso wie das Handwerk ð im 

Landkreis Wesermarsch und 

vor allem in der Stadt 

Nordenham. Mit 225 soz.-pfl. 

Beschäftigten je 1.000 Ein-

wohner gibt es in Nordenham 

mehr als doppelt so viele In-

dustriebeschäftigte wie im 

übergeordneten Raum, den 

Länder Niedersachsen und 

Bremen (109 soz.-pfl. Be-

schäftigte im Produzierenden 

Gewerbe je 1.000 Einwoh-

ner). Auch in Stadland liegt 

der Besatz im Produzierenden 

Gewerbe mit 82 soz. -pfl. Be-

schäftigt en je 1.000 Einwoh-

ner für eine ländlich geprägte 

Gemeinde auf einem hohen 

Niveau. 

In den beiden anderen Wirt-

schaftsbereichen Handel, 

Verkehr, Lagerei und Gastge-

werbe sowie Sonstige Dienst-

leistungen sind die Besatz-

zahlen Nordenhams, Stad-

lands und der übrigen Weser-

marschkommunen unter-

durchschnittlich . Der Wirt-

schaftsbereich Land-, Forst 

und Fischereiwirtschaft weist 

in Stadland und den übrigen 

Abb. 12  Beschäftigtenbesatz nach Wirtschaftsbereichen von 

2021 in %  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder, eigene Berechnungen 

Abb. 13  Beschäftigungsentwicklung nach Wirtschaftsberei-

chen von 2015 bis 2022 in %  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder, eigene Berechnungen 
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Wesermarschkommunen überdurchschnittliche Besatzzahlen auf, allerdings bei insgesamt niedri-

gen Beschäftigtenzahlen in diesem Sektor.  

Die Spezialisierung der Stadt Nordenham und der übrigen Wesermarsch im gewerblich-industriel-

len Sektor, die bereits an den ausgedehnten Industrieanlagen entlang der Weser erkennbar ist, 

wird somit durch die Beschäftigtenstatistik bestätigt. Trotz des bereits hohen Gewichtes verläuft 

die Beschäftigungsentwicklung in diesem Sektor  in Nordenham und Stadland deutlich schneller 

als in den übergeordneten Räumen und den anderen Wirtschaftsbereichen, sodass die Bedeutung 

des Sektors in der nördlichen Wesermarsch weiter an Bedeutung gewinnt.  

3.3.5 Erwerbsbeteiligung und Arbeitslosigkeit 

Die Erwerbsbeteiligung liegt im Landkreis Wesermarsch mit 40,1 % leicht über dem Landesdurch-

schnitt, in Nordenham mit 39,2 % (jeweils Werte des Jahres 2021) leicht darunter. Dennoch fiel 

die Arbeitslosigkeit im August 2023 im Landkreis Wesermarsch mit 6,5 % und in der Stadt Norden-

ham mit 7,1 % etwas höher aus als in den übergeordneten Räumen, dem Land Niedersachsen  

(5,9 %) und der Bundesrepublik Deutschland (7,1 %). Dies betrifft sowohl die Arbeitslosen nach 

SGB III als auch die ăLangzeitarbeitslosenò nach SGB II (Tab. 5).  

Tab. 5.  Arbeitslosigkeit in Nordenham und im Landkreis Wesermarsch im überregionalen 

Vergleich  

 

Quelle:  Agentur für Arbeit  

Der Zahl von ca. 3.150 Arbeitslosen im Landkreis Wesermarsch standen im August 2023 ca. 1.050 

offene Arbeitsstellen gegenüber, in Nordenham kommen 320 offene Stellen auf ca. 1.500 gemel-

dete Arbeitslose. Dieser Umstand unterstreicht, dass die Besetzung frei er Arbeitsstellen mit Ar-

beitslosen aus dem näheren Umfeld aufgrund qualifikatorischer oder persönlicher Eignung in 
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vielen Fällen nicht möglich ist. Die Folge sind Pendlerbewegungen zwischen den Kommunen, 

Kreisen und Ländern, die in Regionen mit durchschnittlichen Erwerbsbeteiligung und Arbeitslo-

sigkeit die notwendige Folge eines unterdurchschnittlichen Beschäftigtenbesatzes sind .  

3.3.6 Pendlerverflechtung 

Aus dem Landkreis Wesermarsch pendelten Ende März 2022 täglich ca. 22.200 sozialversiche-

rungspflichtige Arbeitnehmer zu ihren Arbeitsstätten in anderen Kreisen oder kreisfreien Städten 

aus. Gleichzeitig pendelten von dort täglich etwa 17.500 in den Landkreis Wesermarsch ein (Ein-

pendlerquote ca. 56 %). Es ergibt sich ein Auspendlerüberschuss (negativer Pendlersaldo) von ca. 

4.700 Beschäftigten. In der Gemeinde Stadland stehen ca. 2.450 Auspendler etwa 950 Einpendler 

gegenüberstehen, verbunden mit einem ebenfalls negative n Pendlersaldo von ca. 1.500 soz.-pfl. 

Beschäftigten. In Nordenham treffen dagegen täglich 4.100 einpendelnde auf ca. 3.750 auspen-

delnde soz.-pfl. Beschäftigte und sorgen für einen  Einpendlerüberschuss von ca. 350 Beschäftig-

ten (Tab. 6). Dieser ist die Folge des überdurchschnittlichen Beschäftigtenbesatz  der Stadt 

Nordenham.  

Tab. 6.  Soz.-pfl. Beschäftigte am Wohn - und am Arbeitsort sowie Ein - und Auspendler der 

Stadt Nordenham am 30.06.2022  

 

Quelle:  Bundesagentur für Arbeit, Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes und der Län-
der, eigene Berechnungen 

Insgesamt pendeln ca. 37 % der in Nordenham wohnenden soz.-pfl. Beschäftigen zur Arbeit aus 

Nordenham aus (Auspendlerquote), davon etwa 2/5 in Städte und Gemeinden des Landkreises 

Wesermarsch und etwa 3/5 in andere Gebietskörperschaften , vor allem nach Bremerhaven, 

Oldenburg und Bremen. Von den soz.-pfl. Arbeitsplätzen in Nordenham werden etwa 39 % durch 

Einpendler besetzt  (Einpendlerquote) . Deren Herkunft verhält sich annähernd umgekehrt zu den 

Soz.-pfl. Beschäftigte Saldo

Anzahl Anteil (%) Anteil (%)

Soz.-pfl. Beschäftigte 10.310   10.666   356   

darunter Pendlersaldo

Berne 25   0,2   50   0,5   25   

Brake (Unterweser), Stadt 815   7,9   408   3,8   -407   

Butjadingen 270   2,6   726   6,8   456   

Elsfleth, Stadt 65   0,6   119   1,1   54   

Jade 11   0,1   81   0,8   70   

Lemwerder - - 45   0,4   -

Nordenham, Stadt - - - - -

Ovelgönne 51   0,5   110   1,0   59   

Stadland 235   2,3   740   6,9   505   

LK Wesermarsch insg. 1.472   14,3   2.279   21,4   807   

Außerhalb LK Wesermarsch 2.298   22,3   1.844   17,3   -454   

Auspendler insgesamt 3.770   36,6   4.123   38,7   353   

Auspendler nach Einpendler aus

am Wohnort am Arbeitsort

Nordenham, Stadt
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Auspendlern. Ca. 55 % stammen aus dem Landkreis Wesermarsch, etwa 45 % aus anderen Städten 

und Gemeinden. Hier dominiert die Stadt Bremerhaven, gefolgt von Oldenburg, Bremen, 

Loxstedt, Varel, Geestland und Schiffdorf.  

Von den in Stadland wohnenden Arbeitnehmern pendeln etwa 80 % zur Arbeit aus der Gemeinde 

aus. Etwa 3/5 davon arbeiten in anderen Städten und Gemeinden der Wesermarsch, ansonsten 

zu großen Teilen in Oldenburg, Bremerhaven, Bremen und Varel. Die Einpendlerquote liegt mit 

63 % etwas niedriger, jedoch deutlich höher als in Nordenham. Die Herkunft der Einpendler äh-

nelt der Auspendlerstruktur. So kommen etwa 3 /5 der soz. -pfl. tätigen Arbeitskräfte, die in der 

Gemeinde Stadland arbeiten, aus anderen Kommunen der Wesermarsch (Tab. 7). 

Tab. 7.  Soz.-pfl. Beschäftigte am Wohn - und am Arbeitsort sowie Ein - und Auspendler der 

Gemeinde Stadland am 30.06.2022  

 

Quelle:  Bundesagentur für Arbeit, Landesamt für Statistik Niedersachsen, Statistische Ämter des Bundes und der Län-
der, eigene Berechnungen 

3.3.7 Qualifikationsstruktur 

Bei den Arbeitsplätze n im Landkreis Wesermarsch handelt es sich zu mehr als 2/3 um Stellen, 

die von Arbeitskräften mit einem anerkannten Berufsabschluss bekleidet werden (Datenbasis: 

soz.-pfl. Beschäftigte am Arbeitsort). Mit 69,1 % aller soz. -pfl. Arbeitsplätze liegt der Anteil  

etwa 5 Prozentpunkte höher als in den angrenzenden niedersächsischen Landkreisen und ca. 6 

Prozentpunkte höher als in den Bundesländern Niedersachsen und Bremen. Dagegen liegt der An-

teil der Beschäftigten mit akademischem Berufsabsc hluss mit 10 % genau 2,5 Prozentpunkte un-

ter dem der angrenzenden niedersächsischen Landkreise und 5 Prozentpunkte unter dem Wert 

der Bundesländern Niedersachsen und Bremen. Auch der Anteil der Arbeitskräfte ohne anerkann-

ten Berufsabschluss ist in der Wesermarsch niedriger als in den übergeordneten Raumeinheiten.  

Soz.-pfl. Beschäftigte Saldo

Anzahl Anteil (%) Anteil (%)

Soz.-pfl. Beschäftigte 3.010   1.527   -1.483   

darunter Pendlersaldo

Berne 22   0,7   - - -

Brake (Unterweser), Stadt 506   16,8   190   12,4   -316   

Butjadingen 62   2,1   57   3,7   -5   

Elsfleth, Stadt 62   2,1   17   1,1   -45   

Jade 52   1,7   67   4,4   15   

Lemwerder - - - - -

Nordenham, Stadt 740   24,6   235   15,4   -505   

Ovelgönne 78   2,6   45   2,9   -33   

Stadland - - - - -

LK Wesermarsch insg. 1.522   50,6   611   40,0   -911   

Außerhalb LK Wesermarsch 928   30,8   355   23,2   -573   

Auspendler insgesamt 2.450   81,4   966   63,3   -1.484   

Auspendler nach Einpendler aus

Stadland

am Wohnort am Arbeitsort
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Die Qualifikation der Beschäftigten passt damit zu dem hohen Industriebesatz und der hohen 

Wertschöpfung im Landkreis Wesermarsch, deutet aber zugleich auf einen Nachholbedarf bei 

hoch- und höchstwertig en Arbeitsplätzen der Forschungs- und Führungsebene in Wirtschaft und 

Verwaltung hin.  

Tab. 8.  Qualifikationsstruktur der Arbeitsplätze  2022  

 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen 

 

3.4 Gewerbeflächensituation im Landkreis Wesermarsch 

3.4.1 Flächenangebot: Regionale Flächensituation im überregionalen Vergleich 

3.4.1.1 Bestandsaufnahme des Gewerbeflächenangebots 

In den auf Gewerbeflächenvermarktung spezialisierten Online -Portalen KomSIS und REGIS waren 

im Frühjahr 2023 insgesamt 121 Gewerbegebiete im Landkreis Wesermarsch sowie den angren-

zenden Landkreisen und kreisfreien Städten  aufgeführt,  von denen allerdings nur 88 tatsächlich 

über freie Gewerbegrundstücke verfügten. Insgesamt sind in den sechs Landkreisen Weser-

marsch, Ammerland, Cuxhaven, Friesland, Oldenburg und Osterholz sowie den fünf kreisfreien 

Städten Delmenhorst, Oldenburg, Wilhelmshaven, Bremen und Bremerhaven ca. 490 ha Gewer-

befläche sofort verfügbar, weitere etwa 515 ha sind später verfügbar, wenn Baurecht geschaffen 

und / oder die Erschließung hergestellt ist. 32  

Tab. 9 und Abb. 14 verdeutlichen, dass die Gewerbeflächenangebote keinesfalls gleichmäßig 

über die Region verteilt sind, sondern sich vielmehr an einigen Standorten wie zum Beispiel Wil-

helmshaven, Bremerhaven oder Großenkneten ballen. In der Folge verfügen auch einige Kreise 

bzw. kreisfreie Städte über deutlich höhere Gewerbeflächenreserven als andere. An der Spitze 

liegen dabei die Stadt Wilhelmshaven (387 ha) und die Landkreise Wesermarsch (150 ha) und 

Oldenburg (147 ha), sehr geringe bis keine Flächenreserven haben die Städte Delmenhorst (0,0 

ha) und Oldenburg (13,7 ha) sowie die Kreise Ammerland (19,5 ha) und Osterholz (8,1 ha). Die 

 
32  Das in den Online-Portalen KomSIS und REGIS aufgeführte beruht auf Selbstauskünften der Städte und Gemein-

den. Aufgrund der gelegentlich verzögerten Erfassung von Veränderungen des Gewerbeflächenbestands entspre-
chen die Daten damit nicht immer exakt dem tatsächlichen Angebot. Für einen regionalen Vergleich des Flächen-
angebots stellen die beiden Datenbanken dennoch die beste Datenbasis dar. 

ohne 

Berufsabschluss

anerkannter 

Berufsabschluss

akademischem 

Berufsabschluss

Ausbildung 

unbekannt

% von insg. % von insg. % von insg. % von insg.

Wesermarsch, LK              12,3   69,1   10,0   8,5   

Summe angrenzende nieders. Landkreise 13,1   64,5   12,5   9,9   

Summe Bremen + Niedersachsen 12,8   63,3   15,0   8,9   

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 2022
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Flächen sind jedoch vielfach nicht sofort, sondern nach weiteren Maßnahmen der Bauleitplanung 

und Erschließung bebaubar. 

Tab. 9.  Gewerbeflächenangebot im Landkreis Wesermarsch sowie den angrenzenden Land-

kreisen und kreisfreien Städten nach Verfügbarkeit und Eigentumsverhältnissen 

(Stand Herbst  2023)  

 

Quelle: KomSIS, eigene Berechnungen 

Tab. 10.  Gewerbeflächenangebot in den Städten und Gemeinden des Landkreises Weser-

marsch nach Verfügbarkeit und Eigentumsverhältnissen (Stand Herbst 2023)  

 

Quelle: KomSIS, eigene Berechnungen 

insgesamt insgesamt

Kommune Sonstige Privat Kommune Sonstige Privat

Wesermarsch, Landkreis 149,8   75,6   33,9   36,0   5,7   74,2   15,1   41,0   18,1   

Ø umliegende Landkreise 60,8   48,5   44,8   -   3,7   12,4   6,9   -   5,4   

Ammerland, Landkreis 19,5   19,5   18,3   -   1,2   -   -   -   -   

Cuxhaven, Landkreis 62,5   12,7   12,7   -   -   49,9   22,8   -   27,0   

Friesland, Landkreis 66,9   55,0   40,0   -   15,0   11,9   11,9   -   -   

Oldenburg, Landkreis 147,0   147,0   147,0   -   -   -   -   -   -   

Osterholz, Landkreis 8,1   8,1   6,1   -   2,0   0,0   0,0   -   -   

Ø umliegende

kreisfreie Städte

133,7   26,8   12,1   12,7   2,0   106,9   23,8   80,8   2,3   

Delmenhorst, Stadt -   -   -   -   -   -   -   -   -   

Oldenburg (Old.), Stadt 13,7   13,7   13,7   -   -   -   -   -   -   

Wilhelmshaven, Stadt 387,3   66,7   22,7   38,0   6,0   320,6   71,3   242,3   7,0   

Bremen, Stadt 91,6   91,6   91,6   -   -   -   -   -   -   

Bremerhaven, Stadt 61,4   1,9   -   1,9   -   59,5   59,5   -   -   

Flächenangebot (ha)

Insgesamt 

(netto, ha)

sofort verfügbar (netto, ha)

Flächeneigentum

später verfügbar (geschäzte Nettofläche, ha)

Flächeneigentum

insgesamt insgesamt

Kommune Sonstige Privat Kommune Sonstige Privat

Landkreis Wesermarsch 149,8   75,6   33,9   36,0   5,7   74,2   15,1   41,0   18,1   

Nordenham,Stadt          24,4   24,4   18,7   -   5,7   -   -   -   -   

Stadland                 -   -   -   -   -   -   -   -   -   

Berne                    10,6   -   -   -   -   10,6   10,6   -   -   

Brake (Unterweser), Stadt 81,5   36,0   -   36,0   -   45,5   4,6   41,0   -   

Butjadingen              -   -   -   -   -   -   -   -   -   

Elsfleth, Stadt           18,1   -   -   -   -   18,1   -   -   18,1   

Jade                     -   -   -   -   -   -   -   -   -   

Lemwerder                12,5   12,5   12,5   -   -   -   -   -   -   

Ovelgönne                2,8   2,8   2,8   -   -   -   -   -   -   

Flächenangebot (netto, ha)

Insgesamt 

(netto, ha)

sofort verfügbar (netto, ha) später verfügbar (geschäzte Nettofläche, ha)

Flächeneigentum Flächeneigentum
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Abb. 14  Gewerbeflächenangebot >  2,0 ha im Jahr 2023  

 

Quelle: KomSIS, eigene Berechnungen 
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Neben der Flächenverfügbarkeit sind bei der Beurteilung der Flächenreserven auch die Eigen-

tumsverhältnisse zu berücksichtigen ( Tab. 9 und Tab. 10). Dabei zeigt sich, dass sowohl von den 

sofort als auch bei den später verfügbaren Gewerbeflächenangeboten jeweils nur ein Teil im Ei-

gentum der Standortkommune oder einer für sie tätige Wirtschaftsförderungs - bzw. Entwick-

lungsgesellschaft sind, sodass die Flächen tatsächlich jedem an einer Ansiedlung interessierten 

Unternehmen unabhängig von der Branchenzugehörigkeit und der geplanten Nutzungsform direkt 

angeboten und verkauft werden können. Vor allem in Küstennähe befinden sich oft größere ge-

plante Gewerbeflächen im Eigentum von Eigengesellschaften der Bundesländer wie z. B. Nieder-

sachsen Ports, Bremen Ports oder der Container Terminal Wilhelmshaven JadeWeserPort-Marke-

ting . Auf diesen Flächen behalten sich die Eigentümer vielfach hafenbezogene Ansiedlungen 

bzw. Nut zungen vor, sodass die Flächen nur partiell und für Ansiedlungen im Kontext der allge-

meinen Wirtschaftsförderung nicht zur Verfügung stehen. Ähnlich verhält es sich mit sofort oder 

später verfügbaren Gewerbeflächen im Eigentum von Privatpersonen oder -unternehmen, die die 

Eigentümer vielfach im Zusammenhang mit den eigenen Nutzungen veräußern wollen. Auch sie 

sind dem direkten Zugriff der Kommunen und ihrer Wirtschaftsförderunge n entzogen. Im Land-

kreis Wesermarsch trifft dies beispielsweise auf eine ca. 6 ha große Fläche eines privaten Eigen-

tümers in Nordenham und ein ca. 36 ha großes Gebiet von NPorts in Brake zu. 

Insgesamt stehen unter diesen Gesichtspunkten im Landkreis Wesermarsch derzeit ca. 34 ha Ge-

werbeflächen für eine sofortige Vermarktung durch die Kreiskommunen und eine anschließende, 

zeitnahe Bebauung zur Verfügung. Davon befinden sich etwa 19 ha in Nordenham, 12,5 ha in 

Lemwerder und ca. 3 ha in Ovelgönne. Obwohl sie sich im städtischen Eigentum befinden, sind 

die Nordenhamer Flächen im Industriepark Nord aufgrund ihrer Lage an der Weser für hafenbe-

zogene Ansiedlungen vorgesehen und stehen damit nicht jedem Betrieb offen.  

Auch die geplanten und später verfügbaren Gewerbeflächen befinden sich vielfach im Privatei-

gentum oder gehören sonstigen halb öffentlichen Eigentümern, die eine vorhaben -, meist hafen-

bezogene Nutzung anstreben, sodass die Flächen von den Standortkommunen nicht frei vermark-

tet werden können. Dieser Umstand trifft auch auf die umfangreichen Flächenreserven in Wil-

helmshaven zu.  

Eine Sonderkomponente des Gewerbeflächenangebots ist die Verfügbarkeit von sehr großen 

Grundstücken für großflächige Einzelansiedlungen, die im Zuge der Energietransformation an Be-

deutung gewinnen. Die aktuell geplanten Ansiedlungen von Northvolt auf einer  110 ha großen 

Flächen in Heide33, Schleswig-Holstein, oder Svolt auf einer 84 ha großen Freifläche nahe Über-

herrn34, Saarland, verdeutlichen die erforderlichen Dimensionen. Für die dort geplanten Ferti-

gungen von Batterien und Energiespeichersystemen eignen sich aufgrund der Verfügbarkeit von 

Energien aus regenerativen Quellen auch Küstenstandorte. 

 
33  Entwicklungsagentur Region Heide: Antworten auf häufig gestellte Fragen zum Projekt Batteriefabrik in Heide; 

https://www.region-heide.de/wirtschaftsfoerderung/antworten-auf-haeufig-gestellte-fragen-zum-projekt-batteriefab-
rik-in-heide.html (zuletzt abgerufen: 04.12.2023) 

34  Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energieland Saarland: Landesregierung begrüßt Ansiedlung 
von SVOLT; Mitteilung vom 09.10.2023,  https://www.saarland.de/mwide/DE/portale/wirtschaft/services/impres-
sum/impressum_node.html (zuletzt abgerufen: 04.12.2023) 

https://www.region-heide.de/wirtschaftsfoerderung/antworten-auf-haeufig-gestellte-fragen-zum-projekt-batteriefabrik-in-heide.html
https://www.region-heide.de/wirtschaftsfoerderung/antworten-auf-haeufig-gestellte-fragen-zum-projekt-batteriefabrik-in-heide.html
https://www.saarland.de/mwide/DE/portale/wirtschaft/services/impressum/impressum_node.html
https://www.saarland.de/mwide/DE/portale/wirtschaft/services/impressum/impressum_node.html
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Abb. 15  Gewerbeflächenangebot >  50,0 ha im Jahr 2023  

 

Quelle: KomSIS, eigene Berechnungen 

In Niedersachsen sind laut dem Gewerbeflächenportal KomSIS aktuell in drei küstennahmen Ge-

werbegebieten mehr als 50 ha Fläche verfügbar (Abb. 15). Allerdings weisen zwei der drei Ge-

biete lediglich zusammenhängende Partiellen von 15,7 ha (Gewerbegebiet Siedewurth, Loxstedt) 

und 6,3 ha (Industriegebiet am Seeflughafen Nordholz/Cuxhaven ) Größe auf. Es bleibt damit der 

Voslapper Groden-Süd in Wilhelmshaven als einzige tatsächlich für Großansiedlungen geeignete 

Fläche an der niedersächsischen Nordseeküste.  

3.4.1.2 Bewertung des Gewerbeflächenangebots 

Die di fferenzier te Betrachtung im vorangegangenen Abschnitt relativiert das zunächst umfang-

reich erscheinende Gewerbeflächenangebot im Landkreis Wesermarsch und den angrenzenden 

Landkreisen und kreisfreien Städten erheblich. Im unmittelbaren Umfeld des geplanten nachhal-

tigen interkommunalen Gewerbegebietes im Süden  Nordenhams und im Norden der Gemeinde 

Stadland sind kaum Flächenangebote für allgemeine, nicht hafen bezogene Ansiedlungen verfüg-

bar. Dies macht die Entwicklung weiterer Gewerbeflächenangebote erf orderlich, um weiterhin 

eine breit aufgestellte, wirtschaftlichen Entwicklung im Norden des Landkreises Wesermarsch 

möglich zu machen.  

Sowohl in den direkt benachbarten Kommunen im Landkreis Wesermarsch als auch östlich der 

Weser in Loxstedt und Bremerhaven sind aktuell Gewerbefl ächenentwicklungen geplant. Diese 

befinden sich jedoch entweder - wie das Gewerbegebiet Siedewurth in Loxstedt - schon länger in 

der Planung oder - wie das geplante Gewerbegebiet Schwei - noch in einem frühen und recht un-

konkreten Planungsstadium, sodass Zeitpunkt und Umfang einer Realisierung dieser Flächen ge-

genwärtig nicht belastbar abgeschätzt werden können. Dennoch sind diese Planungen bei der 
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Konzeption des nachhaltigen interkommunalen Gewerbegebiets in Nordenham und Stadland zu 

berücksichtigen.  Dies gilt in besonderem Maße für das geplante nachhaltige Gewerbegebiet 

LuneDelta in Bremerhaven, welches als grüner Energieknotenpunkt mit Schwerpunkt Wasserstoff 

in der gesamten Wertschöpfungskette (incl. F&E Einrichtungen) konzipiert  und in der Planung 

schon weit fortgeschritten ist. Hier ist eine abgestimmte Entwicklung beider Flächen anzuraten, 

um Synergien zu erzielen und eine unnötige Wettbewerbss ituation zu vermeiden.  

Ein weiterer erwägenswerter Entwicklungsansatz ergibt sich aus dem sehr begrenzten Angebot 

sehr großer Gewerbegebiete mit zusammenhängenden Grundstücksgrößen von mehr als 50 ha in 

Niedersachsen. In Küstennähe existieren lediglich in Wilhelmshaven entsprech ende Flächenange-

bote. Für ein weiteres großflächiges Gewerbegebiet in Küstennähe bleibt damit ausreichend Po-

tenzial, zumal teilweise auch in den anderen großen niedersächsischen Gewerbegebieten die 

tatsächlichen Parzellengrößen und -zuschnitte großflächige n Ansiedlungen entgegenstehen. 

Abb. 16  Flächenu msatz an unbebauten Bauflächen für gewerbliche Nutzungen  (ha)  

 

Quelle: Gutachterausschuss für Grundstückswerte Niedersachsen, eigene Berechnungen 

 

3.4.2 Flächennachfrage: Allgemeiner Trends der Gewerbe- und Industrieflä-

chennachfrage 

Da sämtliche, notariell beurkundeten Käufe von Immobilien zu melden sind, stellt die Kaufpreis-

sammlung der Gutachterausschüsse für Grundstückswerte die räumlich und inhaltlich umfas-

sendste Datenbank für Grundstücksgeschäfte dar, die öffentlich zugänglich ist. Für die  nachfol-

genden Tabellen und Abbildungen sind alle vom Gutachterausschuss für Grundstückswerte er-

fassten Verkaufsfälle an unbebauten Bauflächen für gewerbliche Nutzungen der Jahre 2018 bis 
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2022 für den Landkreis Wesermarsch und die umliegenden Landkreise und kreisfreien Städte aus-

gewertet und aufbereitet worden, unabhängig davon, ob sie sich in einem aktuell zur Vermark-

tung stehenden Gewerbegebiet oder anderswo befinden. Eine Unterscheidung ist aus Gründen 

des Datenschutzes ebenso wenig möglich wie eine Differenzierung nach öffentlichen und priva-

ten Verkäufern. Doppelerfassungen von Kauffällen z. B. aufgrund von unternehmensinternen Ei-

gentumsübertragungen wurden jedoch so weit  wie möglich ber einigt.  

Bei der Analyse der Daten zeigt sich zunächst, dass sowohl die Zahl der Kauffälle als auch die 

Größe der umgesetzten Fläche und die Quadratmeterpreise der gehandelten Grundstücke im 

Zeitverlauf schwanken (Abb. 16). In einer längerfristigen Betrachtung zeigt sich vielfach, dass 

insbesondere in Abhängigkeit der konjunkturellen Lage die Flächenumsätze nach einigen Jahren 

auf einem niedrigen Niveau für zwei oder drei Jahre stark ansteigen, um dann auf das Ausgangs-

niveau zurückzufallen. 35 Dies trifft Kommunen vielfach unerwartet und führt zu einer antizykli-

schen Entwicklung und Verfügbarkeit von Gewerbeflächen.  

Tab. 11.   Umsatz an unbebauten Bauflächen für gewerbliche Nutzungen  im Landkreis We-

sermarsch und den umliegenden Kreisen und kreisfreien Städten  (Mittelwerte der 

Jahre 2018 bis 2022)  

 

Quelle: Gutachterausschuss für Grundstückswerte Niedersachsen, eigene Berechnungen 

 
35  Vgl. dazu zum Beispiel Ramms, Thilo und Kerstin Schoßau: Gewerbeflächenreport Bremerhaven 2019; Gutachten 

im Auftrag der BIS Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförderung und Stadtentwicklung mbH, Tostedt 2018 

Ø 2018 - 2022 Ø 2018 - 2022 Ø 2018 - 2022 Ø 2018 - 2022

Anzahl ha ha  ϵκƳ2

Wesermarsch, Landkreis 24,2   20,1   3,3   16,9   

Ø umliegende Landkreise 35,3   30,1   6,9   25,7   

Ammerland, Landkreis 44,4   35,6   8,8   25,1   

Cuxhaven, Landkreis 40,2   28,0   5,6   19,7   

Friesland, Landkreis 32,2   36,2   6,6   19,7   

Oldenburg, Landkreis 45,4   39,6   9,9   25,9   

Osterholz, Landkreis 14,4   11,0   3,5   38,0   

Ø umliegende

kreisfreie Städte

8,6   4,1   2,2   72,7   

Delmenhorst, Stadt 8,8   4,5   1,9   69,7   

Oldenburg (Old.), Stadt 11,6   5,0   3,2   68,2   

Wilhelmshaven, Stadt 5,4   2,9   1,4   80,1   

Bremen, Stadt k. A.    k. A.    k. A.    k. A.    

Bremerhaven, Stadt k. A.    k. A.    k. A.    k. A.    

Umsatz 

(monitär)

Kauffälle Flächenumsatz Flächenpreis
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Da konjunkturelle Zyklen schwer zu prognostizieren sind, eignet sich für eine Abschätzung des 

Gewerbeflächenbedarfs einer Region ein mehrjähriger Durchschnitt zur Trendprolongation. In 

Tab. 11 sind dementsprechend die Mittelwerte der Gewerbeflächenumsätze der Jahre 2018 bis 

2022 für den Landkreis Wesermarsch und umliegende Landkreise und kreisfreie Städte aufge-

führt. Wie schon bei den Jahreswerten zeigen sich auch hier strukturelle Unterschiede zwischen 

den Landkreisen und den kreisfreien Städten. In letzteren liegen die Fallzahlen und die Flächen-

umsätze deutlich niedriger, die Grundstückspreise dagegen erheblich höher aus.  

Abb. 17  Umsatz an unbebauter Gewerbefläche (ha, Ø 2018 -  2022)  

 

Quelle: Gutachterausschuss für Grundstückswerte Niedersachsen, eigene Berechnungen 

Mit Ausnahme des Landkreises Osterholz weist die Wesermarsch im Vergleich der benachbarten 

Landkreise weniger Verkaufsfälle und geringere Flächenumsätze auf als die anderen betrachte-

ten Landkreise. So werden im Landkreis Wesermarsch im Mittel der Jahre 201 8 bis 2022 durch-

schnittlich 24 unbebaute gewerbliche Bauflächen beurkundet, verglichen mit 35 im Durchschnitt 

der anderen Landkreise. Der Flächenumsatz liegt im Durchschnitt bei 20 ha pro Jahr und damit 

10 ha niedriger als im Durchschnitt der angrenzenden Landkreise. Bemerkenswert ist in Abgren-

zung zu den kreisfreien Städten und dem Landkreis Osterholz der niedrige Grundstückspreis von 

16,90 û/m2, der den geringsten Preis des Samples darstellt. Im Mittel der anderen Landkreise er-

geben sich 25,70 û/m2, in den kreisfreien Stªdten sind es sogar 72,70 û/m2. Bei den kreisfreien 

Städten und im Landkreis Osterholz ist das Preisniveau als Knappheitsindikator zu werten, im 
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Landkreis Wesermarsch ergeben sich die niedrigen Preislagen in erster Linie aus der umfangrei-

chen und gezielten GRW-Förderung ausgewählter und qualitativ hochwertiger Gewerbegebiete in 

der Vergangenheit.  

Die kartografischen Darstellungen in Abb. 17 verdeutlicht, dass neben der Flächenverfügbarkeit 

auch die räumliche Lage und damit die Erreichbarkeit der Standorte einen Einfluss auf die Ge-

werbeflächenumsätze hat. So liegen die Flächenumsätze in den Landkreises Cuxhaven und We-

sermarsch, deren Einzugsbereiche in weiten Teilen durch die natürlichen Grenzen von Elbe und 

Weser sowie der Nordseeküste limitiert sind, deutlich unter denen der zentraler gelegenen und 

verkehrlich besser angebundenen Kreise Oldenburg, Ammerland und Friesland. 

Tab. 12.   Umsatz an unbebauten Bauflächen für gewerbliche Nutzungen in den Kommunen 

des Landkreises Wesermarsch (Mittelwerte der Jahre 2018 bis 2022)  

 

Quelle: Gutachterausschuss für Grundstückswerte Niedersachsen, eigene Berechnungen 

Auch auf der kommunalen Ebene innerhalb des Landkreises Wesermarsch fällt der Flächenumsatz 

in den zentral und verkehrsgünstig gelegenen Städten Brake und Elsfleth sowie der Gemeinde 

Ovelgönne höher aus in den nördlichen und südlichen Kommunen. So zeigt die nach Kommunen 

des Landkreises Wesermarsch untergliederte Darstellung der Verkaufsfälle unbebauter Grundstü-

cke für gewerbliche Nutzungen zwischen 2018 und 2022 für Berne, Butjadingen und Stadland mit 

jeweils etwa einen beurkundeten Grundstücksverkauf pro Jahr Fall pro Jahr sehr wenige Ver-

kaufsaktivitäten. Etwas mehr sind es in Ovelgönne und Elsfleth mit etwa zwei Fällen pro Jahr, 

gefolgt von Nordenham (durchschnittlich 2,8 Fälle pro Jahr) und Brake (4,1 Fälle pro Jahr). Am 

oberen Ende der Skala befinden sich die Gemeinden Jade und Lemwerder, wo durchschnittlich 

5,6 Verkäufe von unbebauten Gewerbegrundstücken pro Jahr stattfinden.  

Der höchste Flächenumsatz findet in der Stadt Brake mit durchschnittlich 3,7 ha pro Jahr zwi-

schen 2018 und 2022 statt. Ovelgönne und Elsfleth liegen mit 2,8 bzw. 2,7 ha pro Jahr dahinter, 

gefolgt von Jade, Stadland und Lemwerder mit 2,4 bzw. 2,3 ha pro Jah r. In Nordenham wurden 

zwischen 2018 und 2022 im Durchschnitt 1,9 ha unbebaute Gewerbefläche pro Jahr verkauft, in 

Ø 2018 - 2022 Ø 2018 - 2022 Ø 2018 - 2022 Ø 2018 - 2022

Anzahl ha aƛƻΦ ϵ  ϵκƳ2

Nordenham,Stadt          2,8   1,9   0,4   18,9   

Stadland                 1,2   2,4   0,2   8,0   

Berne                    1,0   1,6   0,2   11,0   

Brake (Unterweser), Stadt 4,2   3,7   1,2   30,9   

Butjadingen              0,8   0,3   0,1   30,7   

Elsfleth, Stadt           2,2   2,7   0,2   7,6   

Jade                     5,6   2,4   0,5   19,6   

Lemwerder                5,6   2,3   0,6   24,4   

Ovelgönne                1,6   2,8   0,3   9,4   

Kauffälle Flächenumsatz FlächenpreisUmsatz 

(monitär)
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Berne waren es 1,6 ha pro Jahr. In Butjadingen belief sich der Umsatz dagegen auf lediglich 0,3 

ha pro Jahr.  

Vermutlich aufgrund des nicht vorhandenen Gewerbeflächenangebots lag der durchschnittliche 

Verkaufspreis der unbebauten Gewerbegrundst¿cke in Butjadingen mit 30,70 û je m2 auf einem 

für den Landkreis hohen Preisniveau, das nur von Brake ð hier allerdings wegen der Standortgunst 

- mit 30,90 û/m2 leicht übertroffen wird. Lemwerder, Jade und Nordenham liegen mit Preisen 

zwischen ca. 19 und 24 û/m2 auf einem mittleren Preisniveau, in den übrigen Kommunen werden 

mit ca. 10 û/m2 und darunter sehr niedrige Grundst ückspreise realisiert.  

Bei den in die Betrachtung eingeflossenen Verkäufe von unbebauten Grundstücken für gewerbli-

che Nutzungen handelt es sich zumeist um bauleitplanerisch als Gewerbegebiet (GE) festge-

setzte Flächen. Einige Grundstücke sind als Sondergebiet Hafen oder als Außenbereich gekenn-

zeichnet. Lediglich ein Verkaufsfall bezog sich auf ein als Industriegebiet (GI) festgesetztes 

Grundstück.  

3.4.3 Bilanzierung der Flächenangebote und -umsätze 

Die Gegenüberstellung der gegenwärtige Gewerbeflächenangebote im Landkreis Wesermarsch 

und den angrenzenden Landkreisen und kreisfreien Städten mit dem dortigen Umsatz an gewerb-

lichen Bauflächen ergibt die theoretische Reichweite des Gewerbeflächenangebots unter den 

Nachfragebedingungen der letzten Jahre. Sie kann einen Hinweis geben, wo entweder Flä-

chenengpässe oder aber sehr umfangreiche Angebote existieren. Wie die Analyse des Gewerbe-

flächenangebots in Kapitel 3.4.1 gezeigt hat, erfordern dabei aber unterschiedliche Entwick-

lungsstände und Eigentümerstrukturen eine gründliche Differenzierung der Angebote, um zu be-

lastbaren Aussagen zu kommen. 

Als Maßstab für die Beurteilung der Reichweite eignen sich die Zeiträume , die für die Herstellung 

der Baureife auf zusätzlichen Flächen benötigt werden.  Für die Entwicklung gänzlich neuer Flä-

chen sind von der Flächenauswahl und -sicherung über die Bauleitplanung ðÄnderung und Be-

schluss des Regionalen Raumordnungsprogramms und des Flächennutzungsplans, Aufstellung und 

Beschluss des Bebauungsplans ð bis hin zur Erschließung der Grundstücke Zeiträume von fünf Jah-

ren realistisch. Liegen dagegen grundliegende Planungen und bauleitplanerischen Beschlüsse vor 

und es stehen lediglich noch die Aufstellung des Bebauungsplans und die Erschließung aus, wer-

den in der Regel etwa zwei Jahre benötigt, bis die neuen Grundstücken tatsächlich verkauft und 

bebaut werden können.  In die zweite Gruppe fallen die in der Bestandsaufnahme des Gewerbe-

flªchenangebots in der Kategorie ăspªter verf¿gbarò erfassten Flªchen. 

In Abb. 18 sind die Reichweiten des Gewerbeflächenangebots des Landkreises Wesermarsch und 

der benachbarten Landkreise und kreisfreien Städte differenziert nach Zeitpunkten der Verfüg-

barkeit und der Eigentümerschaft dargestellt. Die orangenen Zahlen beziffern die Re ichweite al-

ler sofort verfügbarer Gewerbeflächen in den betreffenden Landkreisen und kreisfreien Städten. 

Die weißen Ziffern geben die Reichweite der sofort verfügbaren Gewerbeflächen in kommunalem 

Eigentum an, also aller Flächen, die im Besitz der Standor tgemeinde oder einer für die Vermark-

tung zuständigen kommunalen Wirtschaftsförderungsgesellschaft sind, und keinen thematischen 

Nutzungsvorstellungen der Eigentümer unterliegen.  
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Während die Flächenreserven in den meisten der betrachteten Landkreise und der Stadt Delmen-

horst mit 0,5 bis 1,6 Jahren unterhalb der Zweijahresschwelle und damit zu gering ausfallen, 

verdeutlich die Auswertung weiterhin, dass sich die auf den ersten Blick umfangreichen Flächen-

reserven im Landkreis Wesermarsch in der Differenzierung erheblich auf 3,8 Jahre reduzieren. 

Legt man die kommunale Eigentümerschaft ebenfalls als Kriterium an, sinkt die Reichweite wei-

ter auf 1,7 Jahre und damit unter die Meldegrenze von zwei Jahren. Eine Ausnahme bildet im 

Sample damit nur die Stadt Wilhelmshaven, die mit Reichweiten von 7,7 Jahren (kommunale Flä-

chen) bzw. 22,7 Jahren (alle Eigentümer) sehr umfangreiche sofort verfügbare Gewerbeflächen 

bereithält. Sie flankieren in Wilhelmshaven das Infrastrukturgroßprojekt JadeW eserPort und 

werden für dadurch mögliche große Folgeansiedlungen vorgehalten. Gerade vor dem Hintergrund 

der wenigen Flächenreserven für Großansiedlungen in Niedersachsen sind die Flächenreserven in 

Wilhelmshaven als umfangreich, aber nicht als überhöht ei nzuschätzen. Sowohl der Landkreis als 

auch die Stadt Oldenburg verfügen mit Reichweiten von 3,7 bzw. 2,8 Jahren über aktuell ausrei-

chende Flächenreserven. Dort ist vielmehr das Fehlen von in der Planung befindlichen, später 

verfügbaren Gewerbeflächen als k ritisch anzusehen. 

Abb. 18  Reichweite des sofort und später verfügbaren Gewerbeflächenangebots nach Eigen-

tümerschaft (Jahre)  

 

Quelle: KomSIS, Gutachterausschuss für Grundstückswerte Niedersachsen, eigene Berechnungen 

Die besondere Situation im Landkreis Wesermarsch, wo zwar bei einem durchschnittlichen jährli-

chen Flächenumsatz von 20 ha aktuell ca. 75 ha gewerbliche Nutzfläche sofort verfügbar sind, 

ergibt sich aus (1) der Lage der Gewerbegebiete, (2) der Eigentümerstr uktur der Flächen und (3) 
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aus den bauleitplanerischen Festsetzungen. So befinden sich (ad 1) die sofort verfügbaren Ange-

bote etwa zur Hälfte in Brake und zu einem Drittel in Nordenham. Die übrigen ca. 15 ha liegen in 

Lemwerder (12,5 ha) und in Ovelgönne (2,8 ha). In den anderen Kommunen sind keine Gewerbe-

fläche sofort verfügbar . Mehr als die Hälfte der sofort verfügbaren Flächen ist zudem im Zusam-

menhang mit den Seehäfen in Brake und Nordenham zu werten und befindet sich im Eigentum 

der Hafenbetriebs - bzw. Umschlagsgesellschaft Niedersachsen Ports, J. Müller und Rhenus Mid-

gard (ad 2). Da Gewerbefläche in Ufernähe mit wasserseitigen Umschlagsmöglichkeiten nicht be-

liebig vermehrbar sind, sind diese Flächen zum Verkauf an hafenumschlagsbezogene Unterneh-

men vorgesehen. Für andere Ansiedlungen stehen die Flächen nicht zur Verfügung. Sie könne so-

mit nicht als allgemein verfügbar angesehen und den allgemeinen Gewerbeflächenreserven zuge-

rechnet werden. Ebenfalls wegen der Hafenlage sind 2/3 der sofort verfügbaren Gewerbeflä-

chenangebote im Landkreis Wesermarsch nicht als Gewerbegebiet, sondern als Industrie -(GI) 

oder Sondergebiet Hafen (SO) ausgewiesen (ad 3). Somit stehen lediglich etwa 25 ha im gesam-

ten Kreisgebiet für herkömmliche Gewerbeansiedlungen zur Verfügung.  Prinzipiell sind auch An-

siedlungen von Unternehmen auf die als Industriegebiet (GI) ausgewiesene Flächen möglich, die 

mit weniger Emissionsmöglichkeiten auskommen. Aufgrund der hohen Anforderungen an die Aus-

weisung von GI-Flächen und der deshalb insgesamt geringen Verfügbarkeit sind sie jedoch nicht 

empfehlenswert. Sie würden eine unterwertige Nutzung darstellen, sodass als Alternative die 

Entwicklung zusätzlicher GE-Flächen zu bevorzugen ist. 

Aus den genannten Gründen können der Industriepark Blexen und der Gewerbepark Nord in 

Nordenham sowie die Braker Flächen Niedersachsenkai und Boitwarder Groden nur sehr einge-

schränkt bei der Ermittlung eines Gewerbeflächenbedarfs im Landkreis Wesermarsch berücksich-

tigt werden. Es verbleiben damit in der nördlichen Wesermarsch nur noch etwa ein halber Hek-

tar Gewerbefläche im Gewerbegebiet Am Wesertunnel und etwa 2,5 Hektar im Gewerbegebiet 

Wesermarsch-Mitte, sodass die allgemein verfügbaren Gewerbeflächen fa ktisch erschöpft sind. 

Aufgrund der Planungs- und Realisierungszeiträume ist damit im Norden der Wesermarsch die 

Entwicklung zusätzlicher Gewerbeflächenangebote zwingend / dringend erforderlich.  

 

3.5 (Externe) Entwicklungsimpulse 

3.5.1 Dekarbonisierung ï die Energiewende in Deutschland 

3.5.1.1 Die Strategie zur Klimaneutralität Deutschlands und Europas bis 2050 im 

Überblick 

Mit Temperaturrekorden, Dürren und Waldbränden einerseits und Unwettern, Starkregen und 

Stürmen andererseits manifestieren sich Erderwärmung und Klimawandel seit den 2000er Jahren 

mit immer höherer Frequenz und Intensität. Auch die moderne menschliche Lebe nsweise wird 

als Ursache inzwischen in Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Gesellschaft kaum noch bestrit-

ten und hat seit den frühen 1990er Jahren zu immer konkreteren Bemühungen geführt, das Le-

ben und Wirtschaften des Menschen klimafreundlich zu gestalt en. Waren es auf der Konferenz 

der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio de Janeiro noch 
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allgemeine Erklärungen und unverbindliche Zusagen36, wurde nach mehreren Zwischenschritten 

auf der Weltklimakonferenz der Vereinten Nationen Ende 2015 in Paris das Ziel verbindlich  fest-

geschrieben, die globale Erwärmung auf deutlich unter 2 °C, idealerweise sogar auf 1,5 °C über 

dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Dadurch sollen die gravierendsten Auswirkungen des 

Klimawandels für Mensch und Natur abgewendet werden. 37 

Auf Basis der Pariser Kli-

maziele hat die Europäi-

sche Kommission 2019 in 

ihrem Konzept ăEuropean 

Green Dealò38 das Ziel auf-

gestellt, die Netto -Emissi-

onen von Treibhausgasen 

in der Europäischen Union 

bis 2050 auf null zu redu-

zieren. Es wurde 2021 im 

europäischen Klimaschutz-

gesetz verbindlich festge-

schrieben und um das Zwi-

schenziel ergänzt, die 

Netto -Treibhausgasemissi-

onen bis 2030 um 55 % ge-

genüber dem Jahr 1990 zu 

 
36  Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg: Kyoto-Protokoll; https://www.lpb-bw.de/kyoto-protokoll, 

zuletzt abgerufen am 04.10.2023 

37  United Nations Framework Convention on Climate Change: Adoption Of The Paris Agreement; Conference of the 
Parties, Twenty-first session, Paris, 30 November to 11 December 2015  

38  Europäische Kommission: Der europäische Grüne Deal; https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priori-
ties-2019-2024/european-green-deal_de, zuletzt abgerufen am 11.03.2024 

Abb. 19  Treibhausgasemissionen in Deutschland nach Sektoren  

 

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz; Datenbasis 1990-
2020: UBA März 2021 

https://www.lpb-bw.de/kyoto-protokoll
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
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senken.39Damit diese gesamteuropäischen Ziele zu erreichen sind, sind in Deutschland gegenüber 

dem Klimaschutzgesetzt aus dem Jahr 2018 höhere Einsparziele erforderlich. Die Novelle des Kli-

maschutzgesetzes, die der Bundestag im Juni 2021 beschlossen hat und am 31. August 2021 in 

Kraft getreten ist, sieht eine Reduzierung der Netto -Emissionen von Treibhausgasen in Deutsch-

land bis 2030 um 65 % gegenüber 1990 und Klimaneutralität bis 2045 vor.40 Die deutschen Klima-

ziele fallen somit noch einmal schärfer aus als die der Europäischen Union.  

Bei der Bewertung dieser Ziele ist jedoch der Erfolg der bisherigen Einsparbemühungen bei den 

Treibhausgasemissionen zu beachten. So hatte die Bundesrepublik im Jahr 2000 die Treibhaus-

gasemissionen bereits um 16,5 % gegenüber 1990 reduziert, 2010 um fast 25 %. Im Jahr 2020 wird 

die gegenüber 1990 erzielte Einsparung von Treibhausgasemissionen bereits etwa 41 % betragen 

(vgl. Abb. 19). Es sind somit bereits erhebliche Fortschritte erzielt worden.  

Die noch erforderlichen Einsparungen betragen damit bis 2030 ca. 25 Prozentpunkte der Aus-

gangsbasis von 1990, sind allerdings in einem deutlich kürzeren Zeitraum von nur ca. 10 Jahren 

zu erzielen. Auch in den folgenden 15 Jahren zwischen 2030 und 2045 sind mit weitere 30 Pro-

zentpunkten eingesparter Treibhausgasemissionen intensivere Anstrengungen erforderlich als 

bisher. Die verbleibenden 5 % der Treibhausgasemissionen sind dagegen nicht vermeidbar und 

sollen durch negative Emissionen kompensiert werden, bei denen CO2 aus der Atmosphäre direkt 

oder indirekt entnommen und langfristig eingelagert wird  (Technologien z. B. Bioenergy with 

Carbon Capture and Storage (BECCS), Direct Air Carbon Capture and Storage (DACCS), Grüne 

Feedstocks/stoffliche Bindung von CO2 in grünen Polymeren)41. 

Die Studie ăKlimaneut-

rales Deutschland 2045 -

Wie Deutschland seine 

Klimaziele schon vor 

 
39  Europäischer Rat ï Rat der Europäischen Union: Rat beschließt Europäisches Klimagesetz; https://www.consi-

lium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/06/28/council-adopts-european-climate-law/, zuletzt abgerufen am 
11.03.2024 

40  https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/klimaschutz/klimaschutzgesetz-2021-1913672; zuletzt ab-
gerufen am 25.10.2023 

41  Prognos AG, Öko-Institut e.V., Wuppertal Institut: Klimaneutrales Deutschland 2045 -Wie Deutschland seine Klima-
ziele schon vor 2050 erreichen kann; Studie im Auftrag der Stiftung Klimaneutralität, Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende; Basel 2021 

Abb. 20  CO2-Ausstoß der Industrie  

 

Quelle: Umweltbundesamt 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/klimaschutz/klimaschutzgesetz-2021-1913672
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2050 erreichen kannò42 sieht diese Ziele trotzdem für erreichbar an und schlägt dafür insbeson-

dere die Beschleunigung des Ausstiegs aus der Kohleverstromung und der Erhöhung der Stromer-

zeugung aus erneuerbaren Energien sowie den verstärkten Einsatz von Wasserstoff in der Ener-

giewirtschaft und der Industrie vor. Im Verkehrsbereich ist die schnellere Umstellung auf E -An-

triebe und eine intensivere ÖPNV-Nutzung erforderlich, im Gebäudebereich neben der energeti-

schen Sanierung von Bestandsgebäuden vor allem eine Umstellung der Hauswärme auf Wärme-

pumpen und Wärmenetze (vgl. Abb. 21). Im Kern besteht die Strategie, die sich in weiten Teilen 

mit den Vorhaben der Bundesregierung deckt (vgl. z.B. das novellierte Gebäudeenergiegesetz 

aus Sommer 2023), damit in der Dekarbonisierung der Stromerzeugung und einer Elektrifizierung 

der Energienutzung in Wirtschaft, Verkehr und Gesellschaft. Eine zentrale Rolle spielt dabei 

Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen als speicherbarer Energieträger und als Rohstoff für was-

serstoffbasierte chemische Produkte (z. B. grünen Polymere) und Energieträger (E-Fuels o.ä.), 

die wiederum der CO2-Entnahme aus der Atmosphäre dienen.  

Die Energiewende zum Klimaschutz und die damit vorgesehene Elektrifizierung der Energiebe-

darfe von Wirtschaft, Verkehr und Gesellschaft werden damit die wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Entwicklungen der nächsten Jahrzehnte prägen und vielfältige Tr ansformation aus-

lösen. Neben den nicht zu bestreitenden negativen Betroffenheiten in verschiedenen Bereichen 

eröffnet die erforderlichen Anpassungsprozesse auch vielfältige Chancen, die bei einer schnellen 

und innovativen Reaktion genutzt werden können. Im  Idealfall werden dadurch die negativen 

Auswirkungen überkompensiert.  

3.5.1.2 Energietransformation im Landkreis Wesermarsch 

Der Landkreis Wesermarsch ist durch seine Küstenlage und ausgedehnte landwirtschaftliche Flä-

chen ein prädestinierter Standort für Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien, sowohl di-

rekt über Wind -, Photovoltaik - und Biogasanlagen als auch über die Anlandung von Offshore er-

zeugtem Strom. Gleichzeitig sind im Landkreis Wesermarsch insbesondere entlang der Weser 

zahlreiche industrielle Großbetriebe u.a. der energieintensiven Zink- und Bleiherstellung ansäs-

sig, die im Zuge der Energiewende unter erheblichen Handlungsdruck stehen. Der Landkreis We-

sermarsch hat aus diesem Grund eine eigene Dekarbonisierungsstrategie erarbeitet, die die Vor-

gaben der EU und des Bundes zur Treibhausgasreduktion umsetzen soll.43   

Der Hauptfokus der Dekarbonisierungsstrategie ăGreen Wesermarschò liegt auf der Dekarbonisie-

rung der Industrie im Landkreis Wesermarsch. Neben der direkten Elektrifizierung der Verbräu-

che durch Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie (EE-Anlagen) wie Windenergie- und Pho-

tovoltaikanlagen (PV-Anlagen), werden grünen Energieträgern wie z.B. grünem Wasserstoff große 

Potenziale zugeschrieben.  

 
42  Prognos AG, Öko-Institut e.V., Wuppertal Institut: Klimaneutrales Deutschland 2045 -Wie Deutschland seine Klima-

ziele schon vor 2050 erreichen kann; Studie im Auftrag der Stiftung Klimaneutralität, Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende; Basel 2021 

43  Fichter, Carsten & Wilke Jörg.: Machbarkeitsstudie Green Wesermarsch - Aufbau einer Dekarbonisierungsstrate-
gie; Stu-die des Büros Energiesysteme und des Northern Institute of Thinking im Auftrag des Landkreises Weser-
marsch und der Wirtschaftsförderung Wesermarsch GmbH, Ovelgönne / Bremen 2023 
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Abb. 21  Maßnahmen im Szenario Klimaneutral 2045  

(Angaben in Millionen Tonnen CO2 -Äquivalente)  

 

Quelle:  Prognos AG, Öko-Institut e.V., Wuppertal Institut: Klimaneutrales Deutschland 2045 -Wie Deutschland seine 
Klimaziele schon vor 2050 erreichen kann; Studie im Auftrag der Stiftung Klimaneutralität, Agora Energie-
wende und Agora Verkehrswende; Basel 2021 




























































































































































































